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Statistik über beendete Insolvenz- 
verfahren und Restschuldbefreiung 

A Erläuterungen 

Allgemeine Angaben 

Berichtszeitraum 
jährlich 

Erhebungstermin 
laufend 

Periodizität 
jährlich 

Regionale Gliederung 
In Berlin Land und Bezirke und in Brandenburg Land, 
kreisfreie Städte und Landkreise. 

Grundgesamtheit 
Alle natürlichen und juristischen Personen und Gesell-
schaften ohne Rechtspersönlichkeit (Personengesell-
schaften), für die im betrachteten Zeitraum ein Insol-
venzverfahren beendet wurde. Zur Grundgesamtheit ge-
hören auch alle beendeten Nachlass- und Gesamtgutin-
solvenzverfahren sowie natürliche Personen, für die im 
Restschuldbefreiungsverfahren eine Entscheidung be-
züglich der Erteilung der Restschuldbefreiung ergangen 
ist. 

Erhebungseinheiten 
Erhebungseinheiten sind die Insolvenzverwalter, Sach-
walter und Treuhänder in Deutschland, die von dem zu-
ständigen Amtsgericht für die Insolvenzverfahren bestellt 
wurden. Darstellungseinheiten sind alle beendeten Re-
gel-, Verbraucher-, Nachlass- und Gesamtgutinsolvenz-
verfahren sowie natürliche Personen mit einem Rest-
schuldbefreiungsverfahren. 

Rechtsgrundlagen 
Insolvenzstatistikgesetz (InsStatG) vom 7. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2582, 2589), in Verbindung mit dem 
Bundesstatistikgesetz (BStatG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2394), 
das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 5 des Gesetzes vom 
30. Oktober 2017 (BGBI. I S. 3618) geändert worden ist. 

Geheimhaltung und Datenschutz  
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 Bun-
desstatistikgesetz grundsätzlich geheim gehalten. Nur in 
ausdrücklich gesetzlichen Ausnahmefällen dürfen Ein-
zelangaben übermittelt werden. Die Namen und Adres-
sen der Schuldner werden in keinem Fall an Dritte wei-
tergegeben. Nach § 16 Abs. 6 Bundesstatistikgesetz ist 
es möglich, den Hochschulen oder sonstigen Einrichtun-
gen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher 
Forschung für die Durchführung wissenschaftlicher Vor-
haben Einzelangaben dann zur Verfügung zu stellen, 
wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur mit einem 
unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und 
Arbeitskraft dem Befragten oder Betroffenen zugeordnet 
werden können. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht 
auch für Personen, die Empfänger von Einzelangaben 
sind.

Zweck und Ziele der Statistik 

Erhebungsinhalte 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung liefert Informationen über die An-
zahl der beendeten Insolvenzverfahren, die Summe der 
befriedigten Absonderungsrechte, die Summe der quo-
tenberechtigten Insolvenzforderungen, den zur Vertei-
lung an Insolvenzgläubiger verfügbaren Betrag und die 
Abschlagszahlungen. In den Ergebnissen werden au-
ßerdem Deckungsquoten und Verluste veröffentlicht, un-
tergliedert nach Art des Schuldners und bei Insolvenz-
verfahren von Unternehmen differenziert nach Wirt-
schaftszweig, Rechtsform, Alter des Unternehmens und 
Zahl der Arbeitnehmer. Bei natürlichen Personen wer-
den Angaben zur Ankündigung der Restschuldbefreiung 
nachgewiesen. Handelt es sich um ein Insolvenzverfah-
ren eines Unternehmens, werden zusätzlich Angaben 
zur Betriebsfortführung, zum Sanierungserfolg (unter 
anderem auch die gesicherten Arbeitsplätze) und zur Ei-
genverwaltung erhoben. Diese Angaben werden unter-
gliedert nach Höhe der Forderungen, Höhe der Verluste, 
Rechtsform, Alter der Unternehmen und Vorfinanzierung 
von Insolvenzgeld dargestellt. Ergebnisse über die Ertei-
lung der Restschuldbefreiung sowie die Gründe für eine 
Versagung der Restschuldbefreiung wurden erstmalig 
für das Berichtsjahr 2017 publiziert. 

Zweck der Statistik 
Aufgabe der Statistik ist es, zuverlässige und bundes-
weit vergleichbare Daten über den Ausgang bzw. das fi-
nanzielle Ergebnis beendeter Insolvenzverfahren sowie 
Informationen über erteilte oder versagte Restschuldbe-
freiungen einschließlich der Versagungsgründe zu erhal-
ten. 

Erhebungsmethodik 

Art der Datengewinnung 
Vollerhebung mit Auskunftspflicht der Insolvenzverwal-
ter, Sachwalter oder Treuhänder über das zuständige 
Insolvenzgericht an das Amt für Statistik. 

Erhebungsinstrumente und Berichtsweg 
Die Meldungen der Insolvenzverwalter, Sachwalter oder 
Treuhänder gegenüber dem Amt für Statistik erfolgen 
auf elektronischem oder auf postalischem Weg. 

Belastung der Auskunftspflichtigen 
Auskunftspflichtig sind die Insolvenzverwalter, Sachwal-
ter oder Treuhänder sowie die Insolvenzgerichte, wobei 
die benötigten Daten aus den Akten entnommen wer-
den. 
 
Dokumentation des Fragebogens 
Für die Meldungen ist für das Regelinsolvenzverfahren 
der Vordruck RB, für das Verbraucherinsolvenzverfahren 
der Vordruck VB und für das Restschuldbefreiungsver-
fahren der Vordruck X zu verwenden. 
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Genauigkeit 

Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren ist eine 
Totalerhebung, die sichere Informationen über die finan-
ziellen Ergebnisse sowie Informationen über erteilte oder 
versagte Restschuldbefreiungen einschließlich der Ver-
sagungsgründe bereitstellt. 

Nichtstichprobenbedingte Fehler 
Antwortausfälle bei einzelnen Merkmalen werden durch 
Rückfragen bei den auskunftspflichtigen Insolvenzver-
waltern, Sachwaltern und Treuhändern oder durch Re-
cherchen in den Bekanntmachungen der Gerichte er-
gänzt. Es gibt Hinweise auf Verzerrungen bei den Been-
digungsquoten und bei den Merkmalen Betriebsfortfüh-
rung und Sanierungserfolg. 

Aktualität und Pünktlichkeit 
Erstmalig wurden die Ergebnisse der Statistik über be-
endete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung im 
Mai 2019 für das Berichtsjahr 2017 veröffentlicht. Ab 
dem Berichtsjahr 2017 sollen die Ergebnisse regelmäßig 
15 Monate nach Ende des Berichtszeitraumes veröffent-
licht werden. Eine weitere Verbesserung der Aktualität 
wird angestrebt. 

Zeitliche und räumliche Vergleichbarkeit 
Bei der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung werden die bis zu einem bestimm-
ten Jahr (entspricht dem Berichtsjahr) beendeten Insol-
venzverfahren differenziert nach Eröffnungsjahren, also 
den Jahren, in denen die Insolvenzverfahren eröffnet 
wurden, abgebildet. So werden beispielsweise Ergeb-
nisse über Insolvenzverfahren, die im Jahr 2009 eröffnet 
und bis zum Jahr 2013 beendet worden sind, für das Be-
richtsjahr 2013 dargestellt. Die Statistik umfasst nur In-
solvenzverfahren, die ab dem Jahr 2009 eröffnet wur-
den. Ab dem Berichtsjahr 2017 werden die Ergebnisse 
mit zwei festen Zeitabständen zu den Eröffnungsjahren 
(t+3 und t+7, t=Eröffnungsjahr) der Insolvenzverfahren 
publiziert. So werden für das Berichtsjahr 2017 Verbrau-
cherinsolvenzverfahren, die im Jahr 2014 eröffnet und 
bis zum Jahr 2017 beendet wurden (t+3), sowie alle In-
solvenzverfahren, die im Jahr 2010 eröffnet und bis zum 
Jahr 2017 beendet wurden (t+7), veröffentlicht. 

Merkmale und Klassifikationen 

Insolvenz 
Zustand finanzieller Existenzbedrohung eines Schuld-
ners der eingetreten ist, wenn Zahlungsunfähigkeit, dro-
hende Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung (bei 
Kapitalgesellschaften) vorliegen. 

Insolvenzverfahren 
Es existieren mehrere Typen von Insolvenzverfahren. Zu 
unterscheiden ist im Wesentlichen zwischen Regel- und 
vereinfachten Insolvenzverfahren bzw. Verbraucherin-
solvenzverfahren. Darüber hinaus gibt es Sonderinsol-
venzverfahren, zu denen beispielsweise Nachlassinsol-
venzverfahren zählen. Das Insolvenzverfahren unterteilt 
sich in zwei wesentliche Abschnitte, und zwar in das Er-
öffnungs- bzw. Antragsverfahren und in das eröffnete 

Verfahren. Das eröffnete Verfahren beginnt mit einem 
vom Gericht erlassenen Eröffnungsbeschluss. Ziel eines 
Insolvenzverfahrens ist es, den Gläubigern die Befriedi-
gung ihrer Forderungen durch Verwertung des Schuld-
nervermögens zu ermöglichen. Beendet wird das typi-
sche eröffnete Insolvenzverfahren durch einen Aufhe-
bungsbeschluss des Insolvenzgerichts nach dem 
Schlusstermin und der Schlussverteilung. Es sind auch 
andere Arten der Beendigung eines eröffneten Insol-
venzverfahrens möglich: Die Beendigung aufgrund 
Rechtsmittelbescheid, der Wegfall des Eröffnungsgrun-
des, die Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger, Ein-
stellung mangels Masse, Einstellung nach Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit und Aufhebung aufgrund eines 
rechtskräftigen Insolvenzplans. Sofern der Schuldner ei-
ne natürliche Person ist, kann er Restschuldbefreiung 
beantragen. Diese ermöglicht verschuldeten Personen, 
nach einer Wohlverhaltensphase schuldenfrei zu sein. 

Regelinsolvenzverfahren 
Diese Verfahrensart kommt für Unternehmen in Be-
tracht. Außerdem findet es Anwendung bei Personen, 
die wirtschaftlich tätig sind. Dazu gehören u. a. auch die 
persönlich haftende Gesellschafterin bzw. der Gesell-
schafter einer OHG oder die Mehrheitsgesellschafterin 
bzw. der Mehrheitsgesellschafter einer Kapitalgesell-
schaft. Darüber hinaus kommt das Regelinsolvenzver-
fahren auch bei ehemals selbständig Tätigen zur An-
wendung, deren Vermögensverhältnisse als nicht über-
schaubar eingestuft werden oder bei denen Verbindlich-
keiten aus Arbeitsverhältnissen bestehen. Vermögens-
verhältnisse gelten als nicht überschaubar, wenn der 
Schuldner zu dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens gestellt wird, mindes-
tens 20 Gläubiger hat. 

Vereinfachtes Insolvenzverfahren / Verbraucherin-
solvenzverfahren 
Ein vereinfachtes Insolvenzverfahren kommt außer für 
Verbraucher auch für ehemals selbständig Tätige, deren 
Vermögensverhältnisse überschaubar sind und gegen 
die keine Forderungen aus Arbeitsverhältnissen beste-
hen, zur Anwendung. Vermögensverhältnisse gelten als 
überschaubar, wenn der Schuldner zum Zeitpunkt, zu 
dem der Insolvenzantrag gestellt wird, weniger als 20 
Gläubiger hat. Im Vergleich zum Regelinsolvenzverfah-
ren existieren im vereinfachten Insolvenzverfahren eini-
ge Besonderheiten. Beispielsweise entfällt der Berichts-
termin, in dem die Gläubiger über den Erhalt und die 
Sanierung eines Unternehmens entscheiden. Anstelle 
eines Insolvenzverwalters wird ein Treuhänder bestellt. 
Die Regelungen über die Eigenverwaltung finden eben-
falls keine Anwendung. Seit dem 1. Juli 2014 besteht die 
Möglichkeit, dass Schuldner und Gläubiger sich mit ei-
nem gerichtlich bestätigten Insolvenzplan auf eine be-
stimmte Form der Schuldenbereinigung verständigen. 
Dies gilt auch für Verfahren, die vor dem 1. Juli 2014 er-
öffnet wurden. Darüber hinaus kann das Gericht bei 
überschaubaren Vermögensverhältnissen ein schriftli-
ches Verfahren anordnen. 
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Nachlassinsolvenzverfahren 
In einem Nachlassinsolvenzverfahren haften die Erben 
nicht mit ihrem gesamten Vermögen, sondern nur mit 
dem Nachlass, d. h. mit dem ererbten Vermögen. Das 
Nachlassinsolvenzverfahren gewährleistet zudem, dass 
mit der Insolvenzmasse ausschließlich die Nachlass-
gläubiger befriedigt werden. Nachlassinsolvenzverfahren 
zählen zu den Sonderinsolvenzverfahren. 

Gesamtgutinsolvenzverfahren 
Beim Gesamtgutinsolvenzverfahren gilt nicht der Grund-
satz der Universalinsolvenz, wonach das gesamte Ver-
mögen des Schuldners haftet. Vielmehr haftet im Ge-
samtgutinsolvenzverfahren ausschließlich das Gesamt-
gut einer Gütergemeinschaft. Unter dem Gesamtgut ei-
ner Gütergemeinschaft wird das Vermögen verstanden, 
das die Ehegatten in die Ehe einbringen und während 
der Ehe erwerben. Es handelt sich um gemeinschaftli-
ches Vermögen der Ehegatten. Gesamtgutinsolvenzver-
fahren zählen zu den Sonderinsolvenzverfahren. 

Abschlagszahlungen 
Abschlagszahlungen umfassen die Verteilung von Bar-
mitteln aus der Insolvenzmasse an die Insolvenzgläubi-
ger. Verteilungen an die Insolvenzgläubiger können so 
oft stattfinden, wie hinreichende Barmittel in der Insol-
venzmasse vorhanden sind. Abschlagszahlungen wer-
den in der Statistik über beendete Insolvenzverfahren 
und Restschuldbefreiung nur bei Regelinsolvenzverfah-
ren erhoben. 

Absonderungsrechte 
Ein Absonderungsrecht beinhaltet das Recht auf geson-
derte und vorzugsweise Befriedigung eines Insolvenz-
gläubigers aus einem zur Masse gehörenden Gegen-
stand aufgrund eines ihm zustehenden Sicherungs-
rechts. Sofern die erzielten Verwertungserlöse zu einem 
Ausfall führen, können die nicht befriedigten Absonde-
rungsrechte als ungesicherte Forderung angemeldet 
werden und sind dann in den quotenberechtigten Forde-
rungen enthalten. Angaben zu den befriedigten Abson-
derungsrechten werden bei beendeten Insolvenzverfah-
ren, die mit Schlussverteilung aufgehoben wurden oder 
bei denen eine Einstellung mangels Masse oder eine 
Einstellung nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit er-
folgt ist, erhoben. Die befriedigten Absonderungsrechte 
sind ebenfalls bei Verfahren anzugeben, die aufgrund 
eines rechtskräftigen Insolvenzplans aufgehoben wur-
den, sofern es sich um Verfahren mit fixer Quote und Er-
lass der Restforderungen handelt, bei denen keine Zu-
sagen in die Zukunft gemacht werden. 

Aufhebung aufgrund eines rechtskräftigen Insol-
venzplans 
Der Schuldner kann mit der Mehrheit seiner Gläubiger 
einen Insolvenzplan vereinbaren, in dem die Form der 
Schuldenbereinigung festgelegt wird. Sobald die Bestä-
tigung des Insolvenzplans rechtskräftig ist und der Insol-
venzplan nicht etwas anderes vorsieht, beschließt das 
Insolvenzgericht die Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens. Der Insolvenzplan wurde ursprünglich für die Sa-
nierung von Unternehmen entwickelt. Seit dem 1. Juli 
2014 sind Insolvenzpläne auch für vereinfachte Insol-
venzverfahren beziehungsweise Verbraucherinsolvenz-
verfahren zulässig. 

Aufhebung nach Schlussverteilung 
In der Schlussverteilung wird der zur Verteilung verfüg-
bare Betrag unter den Gläubigern, die quotenberechtigte 
Forderungen zur Insolvenztabelle angemeldet haben, 
anteilig ausgezahlt. Sobald die Schlussverteilung vollzo-
gen ist, beschließt das Insolvenzgericht die Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens. 

Beendigung aufgrund Rechtsmittelentscheid 
Wenn ein Insolvenzverfahren eröffnet wird, steht dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde gegen den Eröff-
nungsbeschluss zu. Wenn die Beschwerde Erfolg hat, 
wird der Eröffnungsbeschluss aufgehoben. 

Betriebsfortführung 
Eine Betriebsfortführung liegt vor, solange keine Veräu-
ßerung oder Stilllegung des Unternehmens des Schuld-
ners erfolgt und die operativen Geschäfte, gegebenen-
falls auch nur für Teile des Betriebes, weitergeführt wer-
den. 

Deckungsquote 
In der Insolvenzstatistik werden zwei Deckungsquoten 
berechnet: Erstens die Deckungsquote im engeren Sin-
ne, die zur Vereinfachung häufig nur Deckungsquote 
genannt wird. Sie wird als Anteil des zur Verteilung ver-
fügbaren Betrages an den quotenberechtigten Forde-
rungen berechnet. Zweitens die Deckungsquote im wei-
teren Sinne. Sie wird als Anteil der Summe aus den be-
friedigten Absonderungsrechten und dem zur Verteilung 
verfügbaren Betrag an den Forderungen berechnet. Die 
Forderungen entsprechen der Summe aus befriedigten 
Absonderungsrechten und quotenberechtigten Forde-
rungen. Nicht befriedigte Absonderungsrechte sind in 
den quotenberechtigen Forderungen enthalten. 

Einstellung mangels Masse 
Stellt sich nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
heraus, dass die Insolvenzmasse nicht ausreicht, um die 
Kosten des Insolvenzverfahrens zu decken, so stellt das 
Insolvenzgericht das Verfahren ein. Die Einstellung un-
terbleibt, wenn ein ausreichender Geldbetrag vorge-
schossen wird oder die Kosten gestundet werden. 

Einstellung nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
Sind die Kosten des Insolvenzverfahrens gedeckt und 
reicht die Insolvenzmasse nicht aus, um die fälligen 
sonstigen Masseverbindlichkeiten zu erfüllen, so muss 
der Insolvenzverwalter dem Insolvenzgericht anzeigen, 
dass Masseunzulänglichkeit vorliegt. Gleiches gilt, wenn 
die Masse voraussichtlich nicht ausreichen wird, um die 
bestehenden sonstigen Masseverbindlichkeiten zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit zu erfüllen. Sobald der Insol-
venzverwalter die vorhandene Insolvenzmasse verteilt 
hat, stellt das Insolvenzgericht das Insolvenzverfahren 
ein. 

Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger 
Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuldners 
einzustellen, wenn er nach Ablauf der Anmeldefrist für 
die Forderungen die Zustimmung aller Insolvenzgläubi-
ger nachweisen kann, die Forderungen angemeldet ha-
ben. 
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Insolvenzmasse 
Die Insolvenzmasse umfasst das gesamte Vermögen, 
das dem Schuldner zum Zeitpunkt der Eröffnung des 
Verfahrens gehört und das er während des Verfahrens 
erlangt. 

Masseverbindlichkeiten 
Bei Masseverbindlichkeiten handelt es sich um Verbind-
lichkeiten, die vor anderen Forderungen in voller Höhe 
aus der Insolvenzmasse bedient werden und meist wäh-
rend des Insolvenzverfahrens entstehen. Die Massever-
bindlichkeiten umfassen die Kosten des Insolvenzverfah-
rens sowie die sonstigen Masseverbindlichkeiten. Zu 
den sonstigen Masseverbindlichkeiten gehören unter 
anderem Verbindlichkeiten, die durch Rechtsgeschäfte 
des Insolvenzverwalters im Rahmen der Verwaltung, 
Verwertung und Verteilung der Insolvenzmasse begrün-
det sind. Erst nach der Befriedigung der Masseverbind-
lichkeiten werden die anderen Forderungen (quotenbe-
rechtigte Forderungen) aus der restlichen Insolvenz-
masse (dem zur Verteilung verfügbaren Betrag) bedient. 

Quotenberechtigte Forderungen 
Die Gläubiger müssen ihre Forderungen bei dem Insol-
venzverwalter zur sogenannten Insolvenztabelle anmel-
den. Die quotenberechtigten Forderungen entsprechen 
den tatsächlich zur Insolvenztabelle angemeldeten In-
solvenzforderungen. In den quotenberechtigten Forde-
rungen sind die nicht befriedigten Absonderungsrechte 
enthalten. Angaben hierzu gibt es für beendete Insol-
venzverfahren, die mit Schlussverteilung aufgehoben 
wurden oder bei denen eine Einstellung mangels Masse 
oder eine Einstellung nach Anzeige der Masseunzuläng-
lichkeit erfolgte. Darüber hinaus werden Angaben zu den 
quotenberechtigten Forderungen für Verfahren erhoben, 
die aufgrund eines rechtskräftigen Insolvenzplans auf-
gehoben wurden, sofern es sich um Verfahren mit fixer 
Quote und Erlass der Restforderungen handelt, bei de-
nen keine Zusagen in die Zukunft gemacht werden. Gel-
tendmachung derselben Forderung in mehreren Insol-
venzverfahren: Sowohl bei Unternehmen als auch bei 
Verbrauchern kann es vorkommen, dass mehrere 
Schuldner gemeinsam für dieselben Verbindlichkeiten 
haften. Im Falle einer Insolvenz der Schuldner können 
Gläubiger solche Forderungen in jedem einzelnen Insol-
venzverfahren in voller Höhe geltend machen. In der 
Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Rest-
schuldbefreiung werden die Forderungen entsprechend 
nachgewiesen. Dies bedeutet, dass Forderungen mehr-
fach in die Statistik einbezogen werden, sofern sie bei 
verschiedenen Insolvenzverfahren geltend gemacht 
werden. In der Statistik über beantragte Insolvenzverfah-
ren wurden die mehrfach gemeldeten voraussichtlichen 
Forderungen bis zum Berichtsjahr 2013, - soweit dies 
aufgrund der vorliegenden Informationen möglich war - 
bereinigt, um Forderungen nur einmal in den Ergebnis-
sen der Insolvenzstatistik abzubilden. Da nur unvollstän-
dige Informationen darüber verfügbar sind, in welchen 
Insolvenzverfahren dieselben Forderungen geltend ge-
macht werden, ist eine Bereinigung mit Unsicherheiten 
verbunden. Daher wird ab dem Berichtsjahr 2014 in der 
Statistik über beantragte Insolvenzverfahren auf eine 
solche Bereinigung verzichtet. 

Sanierung 
Eine Sanierung liegt vor bei einer Fortführung des Un-
ternehmens unter Beibehaltung des bisherigen Unter-
nehmensträgers oder bei einer Erhaltung des Betriebes 
oder von Betriebsteilen durch eine übertragende Sanie-
rung. Bei einer übertragenden Sanierung werden der 
Betrieb als Ganzes oder nur Betriebsteile, auf einen an-
deren Rechtsträger übertragen. 

Verluste 
Die Verluste von Insolvenzverfahren werden als Diffe-
renz zwischen den quotenberechtigten Forderungen und 
dem zur Verteilung verfügbaren Betrag ermittelt. 

Vorfinanzierung von Insolvenzgeld 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben bei Eintritt 
einer Unternehmensinsolvenz Anspruch auf ausstehen-
de Lohn- und Gehaltszahlungen für die vorangegange-
nen drei Monate. Die von einer Insolvenz betroffenen 
Arbeitnehmer/-innen erhalten ein sogenanntes Insol-
venzgeld von der Bundesagentur für Arbeit. Insolvenz-
geld wird von der Bundesagentur für Arbeit erst bewilligt, 
wenn das Insolvenzverfahren eröffnet ist, oder der An-
trag mangels Masse abgewiesen wurde und damit der 
Insolvenzgeldzeitraum bestimmbar ist. Insolvenzverwal-
ter können das Insolvenzgeld vorfinanzieren, damit eine 
Fortführung des insolventen Unternehmens möglich ist 
und der laufende Betrieb aufrechterhalten werden kann. 
In der Regel kauft dann eine Bank die Gehaltsansprüche 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Grundla-
ge für das Insolvenzgeld sind. Die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer erhalten im Gegenzug von den Ban-
ken ein entsprechendes Darlehen für die Abtretung ihrer 
Gehälter. Die Banken zeigen die Abtretung bei der Bun-
desagentur für Arbeit an und erhalten von dieser, wenn 
die Voraussetzungen für die Auszahlung des Insolvenz-
gelds vorliegen, direkt das Insolvenzgeld. 

Wegfall des Eröffnungsgrundes 
Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuldners 
einzustellen, wenn gewährleistet ist, dass nach der Ein-
stellung beim Schuldner weder Zahlungsunfähigkeit, 
noch drohende Zahlungsunfähigkeit noch, soweit die 
Überschuldung Grund für die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens ist, Überschuldung vorliegt. 

Zur Verteilung verfügbarer Betrag 
Für die Schlussverteilung in einem Insolvenzverfahren 
wird eine Quote aus dem zur Verteilung verfügbaren Be-
trag und den quotenberechtigten Forderungen berech-
net. Auf dieser Grundlage erfolgt eine anteilige Auszah-
lung des zur Verteilung verfügbaren Betrages an die 
Gläubiger der quotenberechtigten Forderungen. Der Be-
trag, der im Restschuldbefreiungsverfahren nach Been-
digung des eigentlichen Insolvenzverfahrens vom 
Schuldner an die Gläubiger gezahlt wird, ist nicht be-
kannt, weil hierzu keine Angaben erhoben werden. Ver-
teilungen nach dem Schlusstermin sind demnach bei 
dem zur Verteilung an die Insolvenzgläubiger verfügba-
ren Betrag nicht berücksichtigt. Angaben zu dem zur 
Verteilung verfügbaren Betrag werden bei beendeten In-
solvenzverfahren erhoben, die mit Schlussverteilung 
aufgehoben wurden sowie bei Verfahren, die aufgrund 
eines rechtskräftigen Insolvenzplans aufgehoben wur-
den, sofern es sich um Verfahren mit fixer Quote und Er-
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lass der Restforderungen handelt, bei denen keine Zu-
sagen in die Zukunft gemacht werden. 

Restschuldbefreiung 
Die Restschuldbefreiung ermöglicht natürlichen Perso-
nen nach einer Wohlverhaltensphase schuldenfrei zu 
werden. Das Restschuldbefreiungsverfahren kommt da-
her für Verbraucher, für Personen die unternehmerisch 
tätig sind, sowie für ehemals selbständig tätige Perso-
nen in Frage. Der Schuldner muss den Antrag auf Rest-
schuldbefreiung mit dem Insolvenzantrag oder unver-
züglich nach diesem Antrag stellen. Über den Antrag 
entscheidet das Insolvenzgericht. 

Bei Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 2014 bean-
tragt wurden, erfolgte zeitlich vor der Aufhebung des In-
solvenzverfahrens eine Ankündigung der Restschuldbe-
freiung, sofern kein Versagungsgrund vorlag oder kein 
Gläubiger einen Versagungsantrag gestellt hat. Dem 
Schuldner wird damit unter bestimmten Bedingungen 
nach einer sechsjährigen Wohlverhaltensperiode die 
Restschuldbefreiung in Aussicht gestellt. Nach Ablauf 
der Wohlverhaltensperiode entscheidet das Gericht über 
die Erteilung der Restschuldbefreiung. Bei Insolvenzver-
fahren, die nach dem 1. Juli 2014 beantragt wurden, 
prüft das Insolvenzgericht vor Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens, ob der Antrag auf Restschuldbefreiung zu-
lässig ist. Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zuläs-
sig, so stellt das Insolvenzgericht in einem Beschluss 
fest, dass der Schuldner die Restschuldbefreiung er-
langt, wenn er in der Wohlverhaltensperiode den vorge-
sehenen Obliegenheiten nachkommt und kein Grund für 
eine Versagung der Restschuldbefreiung vorliegt. Nach 
Ablauf der Wohlverhaltensperiode entscheidet das Ge-
richt über die Erteilung der Restschuldbefreiung. Die 
Wohlverhaltensperiode endet grundsätzlich sechs Jahre 
nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens. Die Rest-
schuldbefreiung kann auf Antrag des Schuldners schon 
vorzeitig drei Jahre nach Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens erteilt werden, wenn der Schuldner 35 Prozent der 
Schulden und die Verfahrenskosten beglichen hat. Eine 
vorzeitige Restschuldbefreiung nach fünf Jahren ist 
möglich, wenn der Schuldner die Verfahrenskosten be-
zahlen kann. 
Bei einer Versagung der Restschuldbefreiung können 
ein oder mehrere Gründe der Versagung zum Tragen 
kommen. 
Diese Gründe können folgende sein: 
– Versagung nach § 290 Absatz 1 (Nummer 1 bis 7) 

der Insolvenzordnung (InsO): 
– Insolvenzstraftat (Nummer 1), 
– Falsche Angaben (Nummer 2), 
– Frühere Restschuldbefreiung (Nummer 3), 
– Beeinträchtigung der Gläubigerbefriedigung (Nr. 4), 
– Verletzung der Mitwirkungspflicht (Nummer 5), 
– Falsche Verzeichnisse (Nummer 6) und 
– Verletzung der Erwerbsobliegenheit (Nummer 7). 
– Versagung nach § 296 Absatz 1 InsO: Verstoß ge-

gen die Obliegenheiten, 
– Versagung nach § 297 Absatz 1 InsO: Insolvenz-

straftaten, 
– Nachträglich bekannt gewordene Versagungsgründe 

(§ 297a InsO), 

– Versagung nach § 298 InsO: Deckung der Mindest-
vergütung des Treuhänders, 

– Versagung nach § 314 Absatz 3 Satz 2 InsO: Keine 
Zahlung bei vereinfachter Verteilung, 

– Rücknahme des Antrages, 
– Schuldner ist verstorben und 
– Restschuldbefreiung wurde nach Erteilung widerru-

fen (§ 303 InsO). 
Bei Insolvenzverfahren, die nach dem 1. Juli 2014 eröff-
net worden sind, sind die folgenden beiden Versagungs-
gründe nicht zulässig: § 290 Absatz 1: Frühere Rest-
schuldbefreiung (Nummer 3) und Versagung nach 
§ 314 Absatz 3 Satz 2 InsO. 

Klassifikationen 
– Statistisches Bundesamt: Klassifikation der Wirt-

schaftszweige mit Erläuterungen, Ausgabe 2008 
(WZ 2008); Wiesbaden 

– AGS - Amtlicher Gemeindeschlüssel 
– Katalog der Gerichte 
– Katalog Rechtsformen 
– Katalog der Registergerichtsschlüssel 
– Amt für Statistik: Regionales Bezugssystem (RBS) 
– EVAS - Einheitliches Verzeichnis amtlicher Statisti-

ken 
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 Kurzfassung 
 

1 Allgemeine Angaben zur Statistik Seite 4 
• Bezeichnung der Statistik: Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung 
• Rechtsgrundlage: Gesetz über die Insolvenzstatistik (Insolvenzstatistikgesetz - InsStatG) 
• Erhebungseinheiten: Gerichtlich bestellte Insolvenzverwalter, Sachwalter und Treuhänder in 
Deutschland 
• Berichtszeitraum: Jahr 
• Periodizität: jährlich 

2 Inhalte und Nutzerbedarf Seite 5 
• Inhaltliche Schwerpunkte der Statistik: Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung liefert Informationen über die Anzahl der beendeten Insolvenzverfahren, die 
Summe der befriedigten Absonderungsrechte, die Summe der quotenberechtigten 
Insolvenzforderungen, den zur Verteilung an Insolvenzgläubiger verfügbaren Betrag und die 
Abschlagszahlungen. In den Ergebnissen werden außerdem Deckungsquoten und Verluste 
veröffentlicht, untergliedert nach Art des Schuldners und bei Insolvenzverfahren von Unternehmen 
differenziert nach Wirtschaftszweig, Rechtsform, Alter des Unternehmens und Zahl der Arbeitnehmer. 
Bei natürlichen Personen werden Angaben zur Ankündigung der Restschuldbefreiung nachgewiesen. 
Handelt es sich um ein Insolvenzverfahren eines Unternehmens werden zusätzlich Angaben zur 
Betriebsfortführung, zum Sanierungserfolg (unter anderem auch die gesicherten Arbeitsplätze) und 
zur Eigenverwaltung erhoben. Diese Angaben werden untergliedert nach Höhe der Forderungen, Höhe 
der Verluste, Rechtsform, Alter der Unternehmen und Vorfinanzierung von Insolvenzgeld dargestellt. 
Ab dem Berichtsjahr 2014 werden auch Ergebnisse über die Art der Beendigung der 
Insolvenzverfahren veröffentlicht. Ergebnisse über die Erteilung der Restschuldbefreiung sowie die 
Gründe für eine Versagung der Restschuldbefreiung wurden erstmalig für das Berichtsjahr 2017 
publiziert. 
• Hauptnutzer: Ministerien, Banken, Verbände, Hochschulen, Forschungsinstitute, Medien und 
Wirtschaftsauskunfteien 

3 Methodik Seite 9 
• Konzept der Datengewinnung: Vollerhebung mit Auskunftspflicht 
• Berichtsweg: Vom Insolvenzverwalter, Sachwalter oder Treuhänder über das zuständige Amtsgericht 
an das jeweilige Statistische Amt der Länder 
• Erhebungsinstrumente: Automatisierte Datengewinnung mittels eSTATISTIK.core, elektronischer 
Fragebogen (IDEV), und Papierfragebogen 

4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit Seite 10 
• Stichprobenbedingter Fehler: nicht relevant 
• Nicht-stichprobenbedingter Fehler: Antwortausfälle bei einzelnen Merkmalen werden durch 
Rückfragen bei den auskunftspflichtigen Insolvenzverwaltern, Sachwalter und Treuhändern oder 
durch Recherchen in den Bekanntmachungen der Gerichte ergänzt. Es gibt Hinweise auf Verzerrungen 
bei den Beendigungsquoten und bei den Merkmalen Betriebsfortführung und Sanierungserfolg. 

5 Aktualität und Pünktlichkeit Seite 10 
• Aktualität: Erstmalig wurden die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung im April 2016 für das Berichtsjahr 2013 veröffentlicht. Die Aktualität wurde in 
den folgenden Berichtsjahren sukzessiv verbessert. Seit dem Berichtsjahr 2016 werden die 
Ergebnisse regelmäßig 15 Monate nach Ende des Berichtszeitraumes veröffentlicht. Eine weitere 
 Verbesserung der Aktualität wird angestrebt. Eine sukzessive Verbesserung der Aktualität wird 
angestrebt. Eine genaue Terminplanung für die regelmäßigen zukünftigen Veröffentlichungen ist noch 
nicht festgelegt. 
• 

6 Vergleichbarkeit Seite 11 
• Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung sind 
grundsätzlich zeitlich und räumlich vergleichbar. 

7 Kohärenz Seite 11 
• Statistikübergreifende Kohärenz: Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung weisen einen engen Bezug zu den Ergebnissen der Statistik über beantragte 
Insolvenzverfahren auf. 



 

Seite 3 

Für einige in der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren nachgewiesenen Insolvenzverfahren 
wird es aus verschiedenen Gründen keine Meldungen zu der Statistik über beendete 
Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung geben. 
• Statistikinterne Kohärenz: Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung zu unterschiedlichen Merkmalen sind konsistent. 

8 Verbreitung und Kommunikation Seite 12 
• Veröffentlichungen zu den Insolvenzstatistiken finden Sie unter: www.destatis.de > Themen > 
Branchen und Unternehmen > Unternehmen > Gewerbemeldungen und Insolvenzen 
• Detaillierte Ergebnisse auf Ebene der Bundesländer und teilweise auch regional tiefer gegliederte 
Ergebnisse publizieren die Statistischen Ämter der Länder. 

9 Sonstige fachstatistische Hinweise Seite 13 
- 
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1 Allgemeine Angaben zur Statistik 
1.1 Grundgesamtheit 
Alle natürlichen und juristischen Personen und Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit (Personengesellschaften), für 
die im betrachteten Zeitraum ein Insolvenzverfahren beendet wurde. Zur Grundgesamtheit gehören auch alle beendeten 
Nachlass- und Gesamtgutinsolvenzverfahren sowie natürliche Personen, für die im Restschuldbefreiungsverfahren eine 
Entscheidung bezüglich der Erteilung der Restschuldbefreiung ergangen ist. 

1.2 Statistische Einheiten (Darstellungs- und Erhebungseinheiten) 
Erhebungseinheiten sind die Insolvenzverwalter, Sachwalter und Treuhänder in Deutschland, die von dem zuständigen 
Amtsgericht für die Insolvenzverfahren bestellt wurden. Darstellungseinheiten sind alle beendeten Regel-, Verbraucher-, 
Nachlass- und Gesamtgutinsolvenzverfahren sowie natürliche Personen mit einem Restschuldbefreiungsverfahren. 

1.3 Räumliche Abdeckung 
Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden vom Statistischen 
Bundesamt für Deutschland ausgewiesen. Bei einzelnen Angaben erfolgt zudem eine Differenzierung nach 
Bundesländern. Detaillierte Länderergebnisse und teilweise auch regional tiefer gegliederte Daten stellen die Statistischen 
Ämter der Länder zur Verfügung. 

1.4 Berichtszeitraum/-zeitpunkt 
Bei der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden die bis zu einem bestimmten Jahr 
(entspricht dem Berichtsjahr) beendeten Insolvenzverfahren differenziert nach Eröffnungsjahren, also den Jahren, in 
denen die Insolvenzverfahren eröffnet wurden, abgebildet. So werden beispielsweise Ergebnisse über Insolvenzverfahren, 
die im Jahr 2009 eröffnet und bis zum Jahr 2013 beendet worden sind, für das Berichtsjahr 2013 dargestellt. Die Statistik 
umfasst nur Insolvenzverfahren, die ab dem Jahr 2009 eröffnet wurden. 

Ab dem Berichtsjahr 2017 werden die Ergebnisse mit zwei festen Zeitabständen zu den Eröffnungsjahren (t+3 und t+7, 
t=Eröffnungsjahr) der Insolvenzverfahren publiziert. So werden für das Berichtsjahr 2018 Verbraucherinsolvenzverfahren, 
die im Jahr 2015 eröffnet und bis zum Jahr 2018 beendet wurden (t+3), sowie alle Insolvenzverfahren, die im Jahr 2011 
eröffnet und bis zum Jahr 2018 beendet wurden (t+7), veröffentlicht. 

1.5 Periodizität 
Jährlich. 

1.6 Rechtsgrundlagen und andere Vereinbarungen 
Insolvenzstatistikgesetz (InsStatG) vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582, 2589), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. November 2019 (BGBl. I S. 1746) geändert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesstatistikgesetz (BStatG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2394), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 5 des Gesetzes 
vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist. 

1.7 Geheimhaltung 
1.7.1 Geheimhaltungsvorschriften 
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG grundsätzlich geheim gehalten. Nur in ausdrücklich gesetzlich 
geregelten Ausnahmefällen dürfen Einzelangaben übermittelt werden. Nach § 5 Absatz 2 InsStatG dürfen an die fachlich 
zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt und den 
statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch wenn Tabellenfelder nur 
einen einzigen Fall ausweisen. 

Nach § 5 Absatz 1 InsStatG dürfen die statistischen Ämter Ergebnisse veröffentlichen, auch wenn Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen, sofern diese Tabellenfelder keine Angaben zur Summe der Forderungen und zur Zahl der 
betroffenen Arbeitnehmer enthalten. Nach § 16 Absatz 6 BStatG ist es zulässig, den Hochschulen oder sonstigen 
Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung wissenschaftlicher 
Vorhaben 

1. Einzelangaben zu übermitteln, wenn die Einzelangaben so anonymisiert sind, dass sie nur mit einem unverhältnismäßig 
großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft den Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können (faktisch 
anonymisierte Einzelangaben), 

2. innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen Bundesamtes und der statistischen Ämter der Länder 
Zugang zu Einzelangaben ohne Name und Anschrift (formal anonymisierte Einzelangaben) zu gewähren, wenn wirksame 
Vorkehrungen zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen werden. 

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die Einzelangaben erhalten. 
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1.7.2 Geheimhaltungsverfahren 
Die Summe der befriedigten Absonderungsrechte, der quotenberechtigten Forderungen, des zur Verteilung verfügbaren 
Betrags, der Abschlagszahlungen sowie der Verluste und die Zahl der betroffenen Arbeitnehmer werden nicht 
veröffentlicht, wenn weniger als drei Insolvenzverfahren zu diesem Ergebnis beitragen (primäre Geheimhaltung). Hieran 
schließt sich gegebenenfalls die Sperrung weiterer Positionen an, damit die primär gesperrten Positionen nicht über 
Differenzrechnungen ermittelt werden können (sekundäre Geheimhaltung). 

1.8 Qualitätsmanagement 
1.8.1 Qualitätssicherung 
Im Prozess der Statistikerstellung werden vielfältige Maßnahmen durchgeführt, die zur Sicherung der Datenqualität 
beitragen (siehe hierzu insbesondere Kapitel 3). Die Maßnahmen zur Qualitätssicherung, die an einzelnen Punkten der 
Statistikerstellung ansetzen, werden bei Bedarf angepasst und um standardisierte Methoden der Qualitätsbewertung und 
-sicherung ergänzt. Zu diesen standardisierten Methoden zählt auch dieser Qualitätsbericht, in dem alle wichtigen 
Informationen zur Datenqualität zusammengetragen sind. Als weitere Maßnahme der Qualitätssicherung wird regelmäßig 
eine Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder einberufen. Die 
Arbeitsgruppe erarbeitet methodische und konzeptionelle Verbesserungsvorschläge, die auf der jährlichen Sitzung der 
Fachreferenten aller statistischen Ämter (Referentenbesprechung über die Insolvenzstatistik) diskutiert und 
gegebenenfalls verabschiedet werden. 

Alle Datenlieferungen der Insolvenzverwalter, Sachwalter oder Treuhänder zur Statistik über beendete Insolvenzverfahren 
und Restschuldbefreiung werden in den Statistischen Ämtern der Länder einer intensiven Plausibilitätsprüfung 
unterzogen. Anschließend werden durch Rückfragen bei den Auskunftspflichtigen Auffälligkeiten in den Daten geklärt und 
die Angaben - sofern notwendig - korrigiert. 

1.8.2 Qualitätsbewertung 
Die in Kapitel 1.8.1 genannten Maßnahmen sichern die Qualität der Ergebnisse der Statistik über beendete 
Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung. 

2 Inhalte und Nutzerbedarf 
2.1 Inhalte der Statistik 
2.1.1 Inhaltliche Schwerpunkte der Statistik 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung liefert Informationen über die Anzahl der 
beendeten Insolvenzverfahren, die Summe der befriedigten Absonderungsrechte, die Summe der quotenberechtigten 
Insolvenzforderungen, den zur Verteilung an Insolvenzgläubiger verfügbaren Betrag und die Abschlagszahlungen. In den 
Ergebnissen werden außerdem Deckungsquoten und Verluste veröffentlicht, untergliedert nach Art des Schuldners und bei 
Insolvenzverfahren von Unternehmen differenziert nach Wirtschaftszweig, Rechtsform, Alter des Unternehmens und Zahl 
der Arbeitnehmer. Bei natürlichen Personen werden Angaben zur Ankündigung der Restschuldbefreiung nachgewiesen. 
Handelt es sich um ein Insolvenzverfahren eines Unternehmens werden zusätzlich Angaben zur Betriebsfortführung, zum 
Sanierungserfolg (unter anderem auch die gesicherten Arbeitsplätze) und zur Eigenverwaltung erhoben. Diese Angaben 
werden untergliedert nach Höhe der Forderungen, Höhe der Verluste, Rechtsform, Alter der Unternehmen und 
Vorfinanzierung von Insolvenzgeld dargestellt. Ab dem Berichtsjahr 2014 werden auch Ergebnisse über die Art der 
Beendigung der Insolvenzverfahren veröffentlicht. Ergebnisse über die Erteilung der Restschuldbefreiung sowie die Gründe 
bei einer Versagung der Restschuldbefreiung wurden erstmalig für das Berichtsjahr 2017 publiziert. 

2.1.2 Klassifikationssysteme 
In der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden die folgenden Klassifikationen 
verwendet: 

- Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) 

- Amtlicher Gemeindeschlüssel (AGS) 

- Rechtsformschlüssel, abgeleitet aus dem Schlüsselverzeichnis der Steuerstatistiken 

2.1.3 Statistische Konzepte und Definitionen 
In der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden folgende Konzepte und Definitionen 
verwendet: 

• Abschlagszahlungen: Abschlagszahlungen umfassen die Verteilung von Barmitteln aus der Insolvenzmasse an die 
Insolvenzgläubiger. Verteilungen an die Insolvenzgläubiger können sooft stattfinden, wie hinreichende Barmittel in der 
Insolvenzmasse vorhanden sind. Abschlagszahlungen werden in der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung nur bei Regelinsolvenzverfahren erhoben. 

• Absonderungsrechte: Ein Absonderungsrecht beinhaltet das Recht auf gesonderte und vorzugsweise Befriedigung eines 
Insolvenzgläubigers aus einem zur Masse gehörenden Gegenstand aufgrund eines ihm zustehenden Sicherungsrechts. 
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Sofern die erzielten Verwertungserlöse zu einem Ausfall führen, können die nicht befriedigten Absonderungsrechte als 
ungesicherte Forderung angemeldet werden und sind dann in den quotenberechtigten Forderungen enthalten. 

Angaben zu den befriedigten Absonderungsrechten werden bei beendeten Insolvenzverfahren, die mit Schlussverteilung 
aufgehoben wurden oder bei denen eine Einstellung mangels Masse oder eine Einstellung nach Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit, erhoben. Die befriedigten Absonderungsrechte sind ebenfalls bei Verfahren anzugeben, die 
aufgrund eines rechtskräftigen Insolvenzplans aufgehoben wurden, sofern es sich um Verfahren mit fixer Quote und Erlass 
der Restforderungen handelt, bei denen keine Zusagen in die Zukunft gemacht werden. 

• Aufhebung aufgrund eines rechtskräftigen Insolvenzplans: Der Schuldner kann mit der Mehrheit seiner Gläubiger einen 
Insolvenzplan vereinbaren, in dem die Form der Schuldenbereinigung festgelegt wird. Sobald die Bestätigung des 
Insolvenzplans rechtskräftig ist und der Insolvenzplan nicht etwas anderes vorsieht, beschließt das Insolvenzgericht die 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens. Der Insolvenzplan wurde ursprünglich für die Sanierung von Unternehmen entwickelt. 
Seit dem 1. Juli 2014 sind Insolvenzpläne auch für vereinfachte Insolvenzverfahren beziehungsweise 
Verbraucherinsolvenzverfahren zulässig. 

• Aufhebung nach Schlussverteilung: In der Schlussverteilung wird der zur Verteilung verfügbare Betrag unter den 
Gläubigern, die quotenberechtigte Forderungen zur Insolvenztabelle angemeldet haben, anteilig ausgezahlt. Sobald die 
Schlussverteilung vollzogen ist, beschließt das Insolvenzgericht die Aufhebung des Insolvenzverfahrens. 

• Beendigung aufgrund Rechtsmittelentscheid: Wenn ein Insolvenzverfahren eröffnet wird, steht dem Schuldner die 
sofortige Beschwerde gegen den Eröffnungsbeschluss zu. Wenn die Beschwerde Erfolg hat, wird der Eröffnungsbeschluss 
aufgehoben. 

• Betriebsfortführung: Eine Betriebsfortführung liegt vor, solange keine Veräußerung oder Stilllegung des Unternehmens 
des Schuldners erfolgt und die operativen Geschäfte, gegebenenfalls auch nur für Teile des Betriebes, weitergeführt 
werden. 

• Deckungsquote: In der Insolvenzstatistik werden zwei Deckungsquoten berechnet. 

Erstens die Deckungsquote im engeren Sinne, die zur Vereinfachung häufig nur Deckungsquote genannt wird. Sie wird als 
Anteil des zur Verteilung verfügbaren Betrages an den quotenberechtigten Forderungen berechnet. 

Zweitens die Deckungsquote im weiteren Sinne. Sie wird als Anteil der Summe aus den befriedigten Absonderungsrechten 
und dem zur Verteilung verfügbaren Betrag an den Forderungen berechnet. Die Forderungen entsprechen der Summe aus 
befriedigten Absonderungsrechten und quotenberechtigten Forderungen. Nicht befriedigte Absonderungsrechte sind in 
den quotenberechtigen Forderungen enthalten. 

• Einstellung mangels Masse: Stellt sich nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens heraus, dass die Insolvenzmasse 
nicht ausreicht, um die Kosten des Insolvenzverfahrens zu decken, so stellt das Insolvenzgericht das Verfahren ein. Die 
Einstellung unterbleibt, wenn ein ausreichender Geldbetrag vorgeschossen wird oder die Kosten gestundet werden. 

• Einstellung nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit: Sind die Kosten des Insolvenzverfahrens gedeckt und reicht die 
Insolvenzmasse nicht aus, um die fälligen sonstigen Masseverbindlichkeiten zu erfüllen, so muss der Insolvenzverwalter 
dem Insolvenzgericht anzeigen, dass Masseunzulänglichkeit vorliegt. Gleiches gilt, wenn die Masse voraussichtlich nicht 
ausreichen wird, um die bestehenden sonstigen Masseverbindlichkeiten zum Zeitpunkt der Fälligkeit zu erfüllen. Sobald 
der Insolvenzverwalter die vorhandene Insolvenzmasse verteilt hat, stellt das Insolvenzgericht das Insolvenzverfahren ein. 

• Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger: Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuldners einzustellen, wenn er 
nach Ablauf der Anmeldefrist für die Forderungen die Zustimmung aller Insolvenzgläubiger nachweisen kann, die 
Forderungen angemeldet haben. 

• Gesamtgutinsolvenzverfahren: Beim Gesamtgutinsolvenzverfahren gilt nicht der Grundsatz der Universalinsolvenz, 
wonach das gesamte Vermögen des Schuldners haftet. Vielmehr haftet im Gesamtgutinsolvenzverfahren ausschließlich 
das Gesamtgut einer Gütergemeinschaft. Unter dem Gesamtgut einer Gütergemeinschaft wird das Vermögen verstanden, 
das die Ehegatten in die Ehe einbringen und während der Ehe erwerben. Es handelt sich um gemeinschaftliches Vermögen 
der Ehegatten. Gesamtgutinsolvenzverfahren zählen zu den Sonderinsolvenzverfahren. 

• Insolvenzmasse: Die Insolvenzmasse umfasst das gesamte Vermögen, das dem Schuldner zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens gehört und das er während des Verfahrens erlangt. 

• Insolvenzverfahren: Es existieren mehrere Typen von Insolvenzverfahren. Zu unterscheiden ist im Wesentlichen 
zwischen Regel- und vereinfachten Insolvenzverfahren bzw. Verbraucherinsolvenzverfahren. Darüber hinaus gibt es 
Sonderinsolvenzverfahren, zu denen beispielsweise Nachlassinsolvenzverfahren zählen. Das Insolvenzverfahren unterteilt 
sich in zwei wesentliche Abschnitte, und zwar in das Eröffnungs- bzw. Antragsverfahren und in das eröffnete Verfahren. 
Das eröffnete Verfahren beginnt mit einem vom Gericht erlassenen Eröffnungsbeschluss. Ziel eines Insolvenzverfahrens ist 
es, den Gläubigern die Befriedigung ihrer Forderungen durch Verwertung des Schuldnervermögens zu ermöglichen. 
Beendet wird das typische eröffnete Insolvenzverfahren durch einen Aufhebungsbeschluss des Insolvenzgerichts nach 
dem Schlusstermin und der Schlussverteilung. Es sind auch andere Arten der Beendigung eines eröffneten 
Insolvenzverfahrens möglich: Die Beendigung aufgrund Rechtsmittelbescheid, der Wegfall des Eröffnungsgrundes, die 
Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger, Einstellung mangels Masse, Einstellung nach Anzeige der 
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Masseunzulänglichkeit und Aufhebung aufgrund eines rechtskräftigen Insolvenzplans. Sofern der Schuldner eine 
natürliche Person ist, kann er Restschuldbefreiung beantragen. Diese ermöglicht verschuldeten Personen, nach einer 
Wohlverhaltensphase schuldenfrei zu sein. 

• Masseverbindlichkeiten: Bei Masseverbindlichkeiten handelt es sich um Verbindlichkeiten, die vor anderen 
Forderungen in voller Höhe aus der Insolvenzmasse bedient werden und meist während des Insolvenzverfahrens 
entstehen. Die Masseverbindlichkeiten umfassen die Kosten des Insolvenzverfahrens sowie die sonstigen 
Masseverbindlichkeiten. Zu den sonstigen Masseverbindlichkeiten gehören unter anderem Verbindlichkeiten, die durch 
Rechtsgeschäfte des Insolvenzverwalters im Rahmen der Verwaltung, Verwertung und Verteilung der Insolvenzmasse 
begründet sind. 

Erst nach der Befriedigung der Masseverbindlichkeiten werden die anderen Forderungen (quotenberechtigte Forderungen) 
aus der restlichen Insolvenzmasse (dem zur Verteilung verfügbaren Betrag) bedient. 

• Nachlassinsolvenzverfahren: In einem Nachlassinsolvenzverfahren haften die Erben nicht mit ihrem gesamten 
Vermögen, sondern nur mit dem Nachlass, d.h. mit dem ererbten Vermögen. Das Nachlassinsolvenzverfahren 
gewährleistet zudem, dass mit der Insolvenzmasse ausschließlich die Nachlassgläubiger befriedigt werden. 
Nachlassinsolvenzverfahren zählen zu den Sonderinsolvenzverfahren. 

• Quotenberechtigte Forderungen: Die Gläubiger müssen ihre Forderungen bei dem Insolvenzverwalter zur sogenannten 
Insolvenztabelle anmelden. Die quotenberechtigten Forderungen entsprechen den tatsächlich zur Insolvenztabelle 
angemeldeten Insolvenzforderungen. In den quotenberechtigten Forderungen sind die nicht befriedigten 
Absonderungsrechte enthalten. Angaben hierzu gibt es für beendete Insolvenzverfahren, die mit Schlussverteilung 
aufgehoben wurden oder bei denen eine Einstellung mangels Masse oder eine Einstellung nach Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit erfolgte. Darüber hinaus werden Angaben zu den quotenberechtigten Forderungen für Verfahren 
erhoben, die aufgrund eines rechtskräftigen Insolvenzplans aufgehoben wurden, sofern es sich um Verfahren mit fixer 
Quote und Erlass der Restforderungen handelt, bei denen keine Zusagen in die Zukunft gemacht werden. 

Geltendmachung derselben Forderung in mehreren Insolvenzverfahren: Sowohl bei Unternehmen als auch bei 
Verbrauchern kann es vorkommen, dass mehrere Schuldner gemeinsam für dieselben Verbindlichkeiten haften. Im Falle 
einer Insolvenz der Schuldner können Gläubiger solche Forderungen in jedem einzelnen Insolvenzverfahren in voller Höhe 
geltend machen. In der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden die Forderungen 
entsprechend nachgewiesen. Dies bedeutet, dass Forderungen mehrfach in die Statistik einbezogen werden, sofern sie 
bei verschiedenen Insolvenzverfahren geltend gemacht werden. In der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren 
wurden die mehrfach gemeldeten voraussichtlichen Forderungen bis zum Berichtsjahr 2013, - soweit dies aufgrund der 
vorliegenden Informationen möglich war - bereinigt, um Forderungen nur einmal in den Ergebnissen der Insolvenzstatistik 
abzubilden. Da nur unvollständige Informationen darüber verfügbar sind, in welchen Insolvenzverfahren dieselben 
Forderungen geltend gemacht werden, ist eine Bereinigung mit Unsicherheiten verbunden. Daher wird ab dem Berichtsjahr 
2014 in der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren auf eine solche Bereinigung verzichtet. 

• Regelinsolvenzverfahren: Diese Verfahrensart kommt für Unternehmen in Betracht. Außerdem findet es Anwendung bei 
solchen Personen, die wirtschaftlich tätig sind. Dazu gehören u. a. auch die persönlich haftende Gesellschafterin bzw. der 
Gesellschafter einer OHG oder die Mehrheitsgesellschafterin bzw. der Mehrheitsgesellschafter einer Kapitalgesellschaft. 
Darüber hinaus kommt das Regelinsolvenzverfahren auch bei ehemals selbstständig Tätigen zur Anwendung, deren 
Vermögensverhältnisse als nicht überschaubar eingestuft werden oder bei denen Verbindlichkeiten aus 
Arbeitsverhältnissen bestehen. Vermögensverhältnisse gelten als nicht überschaubar, wenn der Schuldner zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt wird, mindestens 20 Gläubiger hat. 

• Restschuldbefreiung: 

Die Restschuldbefreiung ermöglicht natürlichen Personen nach einer Wohlverhaltensphase schuldenfrei zu werden. Das 
Restschuldbefreiungsverfahren kommt daher für Verbraucher, für Personen, die unternehmerisch tätig sind, sowie für 
ehemals selbstständig tätige Personen in Frage. Der Schuldner muss den Antrag auf Restschuldbefreiung mit dem 
Insolvenzantrag oder unverzüglich nach diesem Antrag stellen. Über den Antrag entscheidet das Insolvenzgericht. 

Bei Insolvenzverfahren, die vor dem 1.7.2014 beantragt wurden, erfolgte zeitlich vor der Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens eine Ankündigung der Restschuldbefreiung, sofern kein Versagungsgrund vorlag oder kein Gläubiger 
einen Versagungsantrag gestellt hat. Dem Schuldner wird damit unter bestimmten Bedingungen nach einer sechsjährigen 
Wohlverhaltensperiode die Restschuldbefreiung in Aussicht gestellt. Nach Ablauf der Wohlverhaltensperiode entscheidet 
das Gericht über die Erteilung der Restschuldbefreiung. 

Bei Insolvenzverfahren, die nach dem 1.7.2014 beantragt wurden, prüft das Insolvenzgericht vor Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens, ob der Antrag auf Restschuldbefreiung zulässig ist. Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zulässig, 
so stellt das Insolvenzgericht in einem Beschluss fest, dass der Schuldner die Restschuldbefreiung erlangt, wenn er in der 
Wohlverhaltensperiode den vorgesehenen Obliegenheiten nachkommt und kein Grund für eine Versagung der 
Restschuldbefreiung vorliegt. Nach Ablauf der Wohlverhaltensperiode entscheidet das Gericht über die Erteilung der 
Restschuldbefreiung. Die Wohlverhaltensperiode endet grundsätzlich sechs Jahre nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 
Die Restschuldbefreiung kann auf Antrag des Schuldners schon vorzeitig drei Jahre nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens erteilt werden, wenn der Schuldner 35 Prozent der Schulden und die Verfahrenskosten beglichen hat. 
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Eine vorzeitige Restschuldbefreiung nach fünf Jahren ist möglich, wenn der Schuldner die Verfahrenskosten bezahlen 
kann. 

Bei einer Versagung der Restschuldbefreiung können ein oder mehrere Gründe der Versagung zum Tragen kommen. Diese 
Gründe können folgende sein: 

-         Versagung nach § 290 Absatz 1 (Nummer 1 bis 7) der Insolvenzordnung (InsO):  Insolvenzstraftat (Nummer 1),  
Falsche Angaben (Nummer 2),  Frühere Restschuldbefreiung (Nummer 3),  Beeinträchtigung der Gläubigerbefriedigung 
(Nummer 4),  Verletzung der Mitwirkungspflicht (Nummer 5),  Falsche Verzeichnisse (Nummer 6) und  Verletzung der 
Erwerbsobliegenheit (Nummer 7) 

-         Versagung nach § 296 Absatz 1 InsO: Verstoß gegen die Obliegenheiten 

-         Versagung nach § 297 Absatz 1 InsO: Insolvenzstraftaten 

-         Nachträglich bekannt gewordene Versagungsgründe (§ 297a InsO) 

-         Versagung nach § 298 InsO: Deckung der Mindestvergütung des Treuhänders 

-         Versagung nach § 314 Absatz 3 Satz 2 InsO: Keine Zahlung bei vereinfachter Verteilung 

-         Rücknahme des Antrages 

-         Schuldner/-in verstorben 

-         Restschuldbefreiung wurde nach Erteilung widerrufen (§ 303 InsO) 

Bei Insolvenzverfahren, die nach dem 1.7.2014 eröffnet worden sind, sind die folgenden beiden Versagungsgründe nicht 
zulässig: § 290 Absatz 1: Frühere Restschuldbefreiung (Nummer 3) und Versagung nach §314 Absatz 3 Satz 2 InsO. 

• Sanierung: Eine Sanierung liegt vor bei einer Fortführung des Unternehmens unter Beibehaltung des bisherigen 
Unternehmensträgers oder bei einer Erhaltung des Betriebes oder von Betriebsteilen durch eine übertragende Sanierung. 
Bei einer übertragenden Sanierung werden der Betrieb als Ganzes oder nur Betriebsteile, auf einen anderen Rechtsträger 
übertragen. 

• Vereinfachtes Insolvenzverfahren/Verbraucherinsolvenzverfahren: Ein vereinfachtes Insolvenzverfahren kommt außer 
für Verbraucher auch für ehemals selbstständig Tätige, deren Vermögensverhältnisse überschaubar sind und gegen die 
keine Forderungen aus Arbeitsverhältnissen bestehen, zur Anwendung. Vermögensverhältnisse gelten als überschaubar, 
wenn der Schuldner zum Zeitpunkt, zu dem der Insolvenzantrag gestellt wird, weniger als 20 Gläubiger hat. Im Vergleich 
zum Regelinsolvenzverfahren existieren im vereinfachten Insolvenzverfahren einige Besonderheiten. Beispielsweise 
entfällt der Berichtstermin, in dem die Gläubiger über den Erhalt und die Sanierung eines Unternehmens entscheiden. 
Anstelle eines Insolvenzverwalters wird ein Treuhänder bestellt. Die Regelungen über die Eigenverwaltung finden ebenfalls 
keine Anwendung. Seit dem 1. Juli 2014 besteht die Möglichkeit, dass Schuldner und Gläubiger sich in einem gerichtlich 
bestätigten Insolvenzplan auf eine bestimmte Form der Schuldenbereinigung verständigen. Dies gilt auch für Verfahren, 
die vor dem 1. Juli 2014 eröffnet wurden. Darüber hinaus kann das Gericht bei überschaubaren Vermögensverhältnissen 
ein schriftliches Verfahren anordnen. 

• Verluste: Die Verluste von Insolvenzverfahren werden als Differenz zwischen den quotenberechtigten Forderungen und 
dem zur Verteilung verfügbaren Betrag ermittelt. 

• Vorfinanzierung von Insolvenzgeld: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben bei Eintritt einer 
Unternehmensinsolvenz Anspruch auf ausstehende Lohn- und Gehaltszahlungen für die vorangegangenen drei Monate. 
Die von einer Insolvenz betroffenen Arbeitnehmer/-innen erhalten deshalb ein sogenanntes Insolvenzgeld von der 
Bundesagentur für Arbeit. Insolvenzgeld wird von der Bundesagentur für Arbeit erst bewilligt, wenn das Insolvenzverfahren 
eröffnet ist, oder der Antrag mangels Masse abgewiesen wurde und damit der Insolvenzgeldzeitraum bestimmbar ist. 
Insolvenzverwalter können das Insolvenzgeld vorfinanzieren, damit die Fortführung des insolventen Unternehmens 
möglich ist und der laufende Betrieb aufrechterhalten werden kann. In der Regel kauft dann eine Bank die 
Gehaltsansprüche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Grundlage für das Insolvenzgeld sind. Die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten im Gegenzug von den Banken ein entsprechendes Darlehen für die 
Abtretung ihrer Gehälter. Die Banken zeigen die Abtretung bei der Bundesagentur für Arbeit an und erhalten von dieser, 
wenn die Voraussetzungen für die Auszahlung des Insolvenzgelds vorliegen, direkt das Insolvenzgeld. 

• Wegfall des Eröffnungsgrundes: Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuldners einzustellen, wenn gewährleistet 
ist, dass nach der Einstellung beim Schuldner weder Zahlungsunfähigkeit noch drohende Zahlungsunfähigkeit noch, 
soweit die Überschuldung Grund für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist, Überschuldung vorliegt. 

• Zur Verteilung verfügbarer Betrag: Für die Schlussverteilung in einem Insolvenzverfahren wird eine Quote aus dem zur 
Verteilung verfügbaren Betrag und den quotenberechtigten Forderungen berechnet und auf dieser Grundlage erfolgt eine 
anteilige Auszahlung des zur Verteilung verfügbaren Betrages an die Gläubiger der quotenberechtigten Forderungen. 
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Der Betrag, der im Restschuldbefreiungsverfahren nach Beendigung des eigentlichen Insolvenzverfahrens vom Schuldner 
an die Gläubiger gezahlt wird, ist nicht bekannt, weil hierzu keine Angaben erhoben werden. Verteilungen nach dem 
Schlusstermin sind demnach bei dem zur Verteilung an die Insolvenzgläubiger verfügbaren Betrag nicht berücksichtigt. 

Angaben zu dem zur Verteilung verfügbaren Betrag werden bei beendeten Insolvenzverfahren erhoben, die mit 
Schlussverteilung aufgehoben wurden sowie bei Verfahren, die aufgrund eines rechtskräftigen Insolvenzplans aufgehoben 
wurden, sofern es sich um Verfahren mit fixer Quote und Erlass der Restforderungen handelt, bei denen keine Zusagen in 
die Zukunft gemacht werden. 

2.2 Nutzerbedarf 
Zu den Hauptnutzern der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung zählen Justiz-, Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialministerien des Bundes und der Länder. Weitere wichtige Nutzergruppen sind Banken, Verbände, 
Medien, Wirtschaftsauskunfteien sowie Forschungsinstitute und Hochschulen. 

2.3 Nutzerkonsultation 
Nutzerinteressen werden über unterschiedliche Wege berücksichtigt. Die Ministerien des Bundes und der Länder können 
unmittelbar über das Gesetzgebungsverfahren Einfluss auf das Erhebungsprogramm der Statistik über beendete 
Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung nehmen. Das Insolvenzstatistikgesetz, das am 1.1.2013 in Kraft getreten ist, 
wurde zudem unter Einbeziehung der unter 2.2 genannten Nutzergruppen umgesetzt. So fanden beispielsweise 
Anregungen von Verbänden Berücksichtigung, die sich auf die Erhebungsbögen und Veröffentlichungstabellen bezogen. 

3 Methodik 
3.1 Konzept der Datengewinnung 
Die Insolvenzverwalter, Sachwalter oder Treuhänder sind gesetzlich verpflichtet, eine Meldung für jedes beendete 
Insolvenzverfahren und für Entscheidungen bezüglich der Erteilung der Restschuldbefreiung über die Amtsgerichte an die 
Statistischen Ämter der Länder zu übermitteln. Sofern die Angaben elektronisch direkt an die statistischen Ämter gesendet 
werden, muss eine Mitteilung über diese Übermittlung an die zuständigen Amtsgerichte erfolgen. Notwendig ist diese 
Mitteilung, damit die Gerichte einen Abgleich durchführen können zwischen Insolvenzverfahren, die in einem Kalenderjahr 
laut ihren Akten beendet worden sind oder bei denen eine Entscheidung bezüglich der Erteilung der Restschuldbefreiung 
erfolgt ist, und den von den Insolvenzverwaltern, Sachwaltern und Treuhändern tatsächlich gemeldeten 
Insolvenzverfahren. Das Ergebnis dieser Prüfung soll von den Gerichten als sogenannte Vollzähligkeitsmeldung an die 
Statistischen Ämter der Länder übermittelt werden. Diese Vollzähligkeitsmeldung ist die Voraussetzung für einen 
vollständigen Datenbestand in der Statistik und Grundlage für Nachfragen der Statistischen Ämter der Länder bei 
Insolvenzverwaltern, Sachwaltern und Treuhändern wegen nicht erfolgter Meldungen. 

Die zur Statistik zu meldenden Angaben werden von den auskunftspflichtigen Insolvenzverwaltern, Sachwaltern und 
Treuhändern aus den vorhandenen Unterlagen mitgeteilt. Während für Regel-, Nachlass- und Gesamtgutinsolvenz-
verfahren die im Fragebogen zu Meldung RB aufgeführten Merkmale übermittelt werden müssen, sind für Verbraucher-
insolvenzverfahren die im Fragebogen zu Meldung VB aufgeführten Angaben relevant. Die Angaben über die Erteilung der 
Restschuldbefreiung sind mit dem Fragebogen zu Meldung X zu melden. Die Fragebögen sind dem Qualitätsbericht als 
Anhang beigefügt. 

3.2 Vorbereitung und Durchführung der Datengewinnung 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung ist eine dezentral durchgeführte Statistik. Für die 
Erhebung, Prüfung und Aufbereitung der Länderergebnisse sind die Statistischen Ämter der Länder zuständig. Aufgabe des 
Statistischen Bundesamtes ist die methodische Vorbereitung und Weiterentwicklung dieser Statistik sowie die 
Zusammenführung der Länderergebnisse zu einem Bundesergebnis und dessen Veröffentlichung. Die Statistik über 
beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung ist eine Vollerhebung mit Auskunftspflicht. 

3.3 Datenaufbereitung (einschl. Hochrechnung) 
Im Rahmen der Plausibilitätsprüfungen fragen die Statistischen Ämter der Länder bei fehlenden oder unplausiblen 
Angaben bei den auskunftspflichtigen Insolvenzverwaltern, Sachwaltern oder Treuhändern nach und korrigieren 
anschließend - falls notwendig - die betroffenen Merkmale. Da es sich bei der Statistik über beendete Insolvenzverfahren 
und Restschuldbefreiung um eine Vollerhebung handelt, ist keine Hochrechnung notwendig. 

3.4 Preis- und Saisonbereinigung; andere Analyseverfahren 
Es werden keine Preis- und Saisonbereinigungsverfahren eingesetzt. 

3.5 Beantwortungsaufwand 
Die Merkmale der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung lassen sich in der Regel aus den 
vorhandenen Unterlagen der Insolvenzverwalter, Sachwalter oder Treuhänder entnehmen. Durch die Bereitstellung eines 
elektronischen Fragebogens (IDEV) und durch die Möglichkeit der automatisierten Datengewinnung mittels 
eSTATISTIK.core stehen den auskunftspflichtigen Insolvenzverwaltern, Sachwaltern und Treuhändern 
Übermittlungsmöglichkeiten zur Verfügung, die sie bei ihrer Meldung unterstützen und zu ihrer Entlastung beitragen. Die 
statistischen Ämter stehen in engem Kontakt zu den Softwareherstellern. 
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4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit 
4.1 Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit 
Insgesamt sind die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung - insbesondere 
aufgrund der Konzeption als Vollerhebung - als präzise einzustufen. Zur Datenqualität tragen auch die umfassenden 
Plausibilitätsprüfungen bei. Einschränkungen hinsichtlich der Datenqualität lassen sich Kapitel 4.3 entnehmen. 

4.2 Stichprobenbedingte Fehler 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung ist eine Vollerhebung. Daher kommt es nicht zu 
stichprobenbedingten Fehlern. 

4.3 Nicht-Stichprobenbedingte Fehler 
Verzerrungen durch Antwortausfälle auf Ebene der Einheiten und Merkmale: Durch Auskunftspflicht und durch die 
Durchsetzung der Auskunftspflicht werden Ausfälle ganzer Einheiten (Unit-Non-Response) weitgehend ausgeschlossen. 
Durch Rückfragen bei den Insolvenzverwaltern, Sachwaltern oder Treuhändern werden zudem Antwortausfälle bei 
einzelnen Merkmalen (Item-Non-Response) weitgehend ausgeschlossen. 

Der Anteil der in einem Jahr eröffneten Insolvenzverfahren, die bis zu einem bestimmten Jahr beendet wurden 
(Beendigungsquote), unterscheidet sich zwischen den Bundesländern. Diese unterschiedlichen Beendigungsquoten nach 
Bundesländern können ein Anzeichen dafür sein, dass die Anzahl der beendeten Insolvenzverfahren unterschätzt wird. 
Gründe für zu niedrige Beendigungsquoten können unter anderem unvollständige Vollzähligkeitsmeldungen der Gerichte 
(siehe Kapitel 3.1) sowie fehlende Meldungen der Insolvenzverwalter, Sachwalter und Treuhänder sein. Einige Statistische 
Ämter der Länder konnten durch intensive Recherchearbeiten die Beendigungsquote erhöhen. 

Es wird für einige in der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren als eröffnet nachgewiesene Insolvenzverfahren keine 
Meldung zur Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung geben. Gründe hierfür sind unter Kapitel 
7.1 erläutert. 

Verzerrungen durch Mess- und Aufbereitungsfehler: Im Rahmen der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung durchlaufen die eingehenden Daten umfangreiche Vollständigkeits- und Plausibilitätsprüfungen. 
Sofern Angaben unvollständig oder auffällig sind, werden die Auskunftspflichtigen kontaktiert und die Angaben ergänzt 
bzw. gegebenenfalls korrigiert. 

Sonstige Verzerrungen: Der Vergleich des Anteils der Insolvenzverfahren mit Betriebsfortführung und Sanierungserfolg 
nach Bundesländern zeigt Unterschiede zwischen den Bundesländern. Dies kann verschiedene Ursachen haben. So wäre 
es beispielsweise möglich, dass strukturelle Unterschiede der Unternehmensinsolvenzen zwischen den Bundesländern 
dazu führen, dass Betriebe häufiger oder seltener fortgeführt bzw. saniert werden. Es gibt jedoch auch Hinweise, dass die 
Angaben zu den Merkmalen Betriebsfortführung und Sanierungserfolg verzerrt sein könnten. Die Rückfragen einiger 
Statistischen Ämter der Länder ergaben, dass der Begriff der Betriebsfortführung von den Auskunftspflichtigen teilweise 
unterschiedlich interpretiert wird, was sowohl zu einer Unter- als auch zu einer Übererfassung des Anteils der Verfahren 
mit Betriebsfortführung führen kann. In Summe resultierte aus intensiven Recherchen der Statistischen Ämter der Länder 
tendenziell ein höherer Anteil der Insolvenzverfahren mit Betriebsfortführung und Sanierungserfolg. 

4.4 Revisionen 
4.4.1 Revisionsgrundsätze 
Für die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung wurden für die Berichtsjahre 2013 und 2014 
vorläufige Ergebnisse für Deutschland ohne Bremen veröffentlicht. Ab dem Berichtsjahr 2015 wurden endgültige 
Ergebnisse für Deutschland für die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung veröffentlicht. Im 
Jahr 2017 wurden die Berichtsjahre 2013 und 2014 revidiert und als endgültig veröffentlicht. 

4.4.2 Revisionsverfahren 
- 

4.4.3 Revisionsanalysen 
- 

5 Aktualität und Pünktlichkeit 
5.1 Aktualität 
Mit dem Inkrafttreten des Insolvenzstatistikgesetzes zum 1.1.2013 wurde die Statistik über beendete Insolvenzverfahren 
und Restschuldbefreiung neu implementiert. Die Meldungen über das Ergebnis der beendeten Insolvenzverfahren sind 
von Insolvenzverwaltern, Sachwaltern und Treuhändern innerhalb von vier Wochen nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Einstellung oder Aufhebung des Insolvenzverfahrens erfolgte, an die Statistischen Ämter der Länder zu 
übermitteln. Die Angaben über die Erteilung der Restschuldbefreiung ist innerhalb von vier Wochen nach Ablauf des 
sechsten dem Eröffnungsjahr folgenden Jahres zu melden. Ergeht die Entscheidung vorher, ist die Meldung innerhalb von 
vier Wochen nach Rechtskraft der Entscheidung zu liefern. Um möglichst bald aussagekräftige Daten zur Statistik über 
beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung zu erhalten, sieht eine Übergangsregelung im 
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Insolvenzstatistikgesetz nach § 6 InsStatG vor, dass die Insolvenzverwalter, Sachwalter und Treuhänder die Angaben zu 
dieser Statistik für alle Insolvenzverfahren, die nach dem 31.12.2008 eröffnet wurden, zu melden haben. Somit stehen für 
die ab 2009 eröffneten Insolvenzverfahren Ergebnisse zum Ausgang des Insolvenzverfahrens und zur Erteilung der 
Restschuldbefreiung zur Verfügung. 

Erstmalig wurden die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung im April 2016 
für das Berichtsjahr 2013 veröffentlicht. Die Aktualität wurde in den folgenden Berichtsjahren sukzessiv verbessert. Seit 
dem Berichtsjahr 2016 werden die Ergebnisse 15 Monate nach Ende des Berichtszeitraumes veröffentlicht. 

5.2 Pünktlichkeit 
Eine Statistik ist pünktlich, wenn die Ergebnisse zu dem vorab geplanten und gegebenenfalls bekannt gegebenen Termin 
veröffentlicht werden. Die Veröffentlichung der Ergebnisse für das Berichtsjahr 2018 erfolgte für Deutschland in Form 
einer Pressemitteilung und Fachserie pünktlich am 31. März 2020. 

6 Vergleichbarkeit 
6.1 Räumliche Vergleichbarkeit 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung wird für Deutschland und für alle Bundesländer 
nach dem gleichen Verfahren durchgeführt. Die Ergebnisse der einzelnen Bundesländer sind daher räumlich vergleichbar. 
Bei der Interpretation der Ergebnisse auf Ebene der Bundesländer sollte beachtet werden, dass die gemeldeten 
Insolvenzverfahren in dem Bundesland nachgewiesen werden, in dem das zuständige Amtsgericht seinen Sitz hat. Dieser 
muss nicht unbedingt mit dem Wohnort/Sitz des Schuldners übereinstimmen. 

6.2 Zeitliche Vergleichbarkeit 
In der Regel sind die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung zeitlich 
vergleichbar. Bei Ergebnissen mit unterschiedlichem zeitlichem Bezug sollte beachtet werden, dass die 
Insolvenzrechtsreform im Jahr 2012 Auswirkungen auf die Ergebnisse der Statistik hat. 

7 Kohärenz 
7.1 Statistikübergreifende Kohärenz 
Die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung weist einen engen Bezug zur Statistik über 
beantragte Insolvenzverfahren auf. Beide Erhebungen sind Bestandteil der Insolvenzstatistik, verfolgen jedoch 
unterschiedliche Ziele. Im Rahmen der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren sollen zentrale Informationen, wie 
etwa die Anzahl der beantragten Insolvenzverfahren, zu einem frühen Zeitpunkt des Insolvenzverfahrens - nämlich zum 
Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung über den Insolvenzantrag - gewonnen werden. Die Statistik über beendete 
Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung stellt Informationen zur Verfügung, die erst im Verlauf des eröffneten 
Insolvenzverfahrens oder nach Beendigung des Insolvenzverfahrens bekannt werden. 

Da in der Regel für die eröffneten Insolvenzverfahren sowohl Angaben zur Statistik über beantragte Insolvenzverfahren als 
auch zur Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung vorliegen, können die Ergebnisse beider 
Erhebungen miteinander kombiniert werden (siehe Kapitel 7.3). 

Sowohl in der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren als auch in der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung wird die Anzahl der eröffneten Insolvenzverfahren nachgewiesen. Aufgrund von nachträglich 
vorgenommenen Korrekturen der Daten durch einige Statistische Ämter der Länder kommt es in einzelnen 
Eröffnungsjahren zu geringfügigen Abweichungen bei der nachgewiesenen Anzahl der eröffneten Insolvenzverfahren. 

Bezüglich der Geltendmachung derselben Forderung in mehreren Insolvenzverfahren gibt es Unterschiede im Nachweis 
zwischen der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren und der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung. Siehe hierzu die Ausführungen in Kapitel 2.1.3 unter „quotenberechtigte Forderungen“. 

Von den ab dem Jahr 2009 eröffneten Insolvenzverfahren, die in der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung nachgewiesen sind, werden nicht für alle Verfahren Meldungen für die Statistik über beendete 
Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung eingehen. Ein Grund hierfür ist, dass bei der Statistik über beantragte 
Insolvenzverfahren die von den Gerichten gemeldeten Insolvenzverfahren dem Kalendermonat zugeordnet werden, für den 
die Datenlieferung erfolgt (Zuordnung nach dem Meldezeitpunkt). Die Amtsgerichte sind zwar verpflichtet, die Angaben zur 
Statistik über beantragte Insolvenzverfahren innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf des Kalendermonats, in dem die 
gerichtliche Entscheidung über den Antrag erlassen wurde, an die Statistischen Ämter der Länder zu übermitteln. In 
Einzelfällen melden die Gerichte Insolvenzverfahren aber nach Ablauf der genannten Frist. Diese Verfahren werden dann in 
der Statistik dem Kalendermonat, für den die Meldung erfolgte, zugeordnet und nicht dem Monat in dem die gerichtliche 
Entscheidung über den Antrag erlassen wurde. Daher ist es beispielsweise möglich, dass im Jahr 2008 eröffnete 
Insolvenzverfahren erst zu einem Kalendermonat im Jahr 2009 gemeldet wurden. Zu der Statistik über beendete 
Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung sind nur Angaben für Insolvenzverfahren zu melden, die nach dem 
31.12.2008 eröffnet wurden. 
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Darüber hinaus kann es auch andere Gründe geben, dass für eröffnete Insolvenzverfahren aus der Statistik über 
beantragte Insolvenzverfahren keine Meldungen für die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und 
Restschuldbefreiung eingehen werden: 

Die von den Gerichten gemeldeten eröffneten Insolvenzverfahren werden in der Regel über das Aktenzeichen mit den zur 
Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung übermittelten Angaben verknüpft. Dies ermöglicht es, 
die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung auch nach Merkmalen 
auszuweisen, die lediglich im Rahmen der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren erhoben werden. In der Statistik 
über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden nur Fälle nachgewiesen, bei denen die Verknüpfung 
zu den eröffneten Insolvenzverfahren aus der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung 
erfolgt ist. Sofern es bei den Gerichten nach der Meldung eines Verfahrens zur Statistik über beantragte 
Insolvenzverfahren Änderungen des Aktenzeichens gab, kann dies in einigen Fällen dazu führen, dass eine 
Zusammenführung der Insolvenzverfahren nicht mehr möglich ist. 

Daneben gibt es vereinzelt Fälle, bei denen der zuständige Insolvenzverwalter, Sachwalter oder Treuhänder verstorben ist, 
und die Angaben nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand hätten beschafft werden können. In einem solchen Fall 
wurde – insbesondere bei den rückwirkenden Datenlieferungen – auf die Meldung verzichtet. 

7.2 Statistikinterne Kohärenz 
Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung zu unterschiedlichen Merkmalen 
sind konsistent. 

Einige Statistische Ämter der Länder haben nachträglich geringfügige Korrekturen in bereits veröffentlichten Daten 
vorgenommen. Aus diesem Grund kann es in aktuellen Veröffentlichungen zu minimalen Abweichungen zu bereits 
veröffentlichten Ergebnissen kommen, beispielsweise bei der Anzahl der beendeten Insolvenzverfahren. 

7.3 Input für andere Statistiken 
Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden mit den Ergebnissen der 
Statistik über beantragte Insolvenzverfahren, in der Regel über das Aktenzeichen, verknüpft. Dies ermöglicht es, die 
Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung auch nach Merkmalen auszuweisen, 
die lediglich im Rahmen der Statistik über beantragte Insolvenzverfahren erhoben werden. Beispielsweise können die für 
die Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung ermittelten Ergebnisse für 
Unternehmensinsolvenzen differenziert nach Wirtschaftszweig und Rechtsform ausgewiesen werden, obwohl beide 
Merkmale kein Bestandteil des Merkmalskatalogs dieser Erhebung sind. 

8 Verbreitung und Kommunikation 
8.1 Verbreitungswege 
Pressemitteilungen 

Die Ergebnisse für Deutschland werden jährlich per Pressemitteilung unter www.destatis.de veröffentlicht. 

Veröffentlichungen 

Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden in einer Fachserie 
(Fachserie 2 Reihe 4.1.1) veröffentlicht. Die Fachserie kann über die Homepage des Statistischen Bundesamtes 
(www.destatis.de > Themen > Branchen und Unternehmen > Unternehmen > Gewerbemeldungen und Insolvenzen > 
Publikationen) kostenlos abgerufen werden. Detaillierte Ergebnisse nach Bundesländern oder regional tiefer gegliederte 
Ergebnisse werden von den Statistischen Ämtern der Länder veröffentlicht. 

Online-Datenbank 

Bisher gibt es noch kein Datenangebot in einer Online-Datenbank. 

Zugang zu Mikrodaten 

Mikrodaten zur Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung sind derzeit nicht verfügbar. 

Sonstige Verbreitungswege 

Die Informationen zur Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung können unter www.destatis.de 
> Themen > Branchen und Unternehmen > Unternehmen > Gewerbemeldungen und Insolvenzen abgerufen werden. 

8.2 Methodenpapiere/Dokumentation der Methodik 
In der Ausgabe 2/2012 der Publikation "Methoden - Verfahren - Entwicklungen" werden die Auswirkungen dargestellt, die 
das Inkrafttreten des Insolvenzstatistikgesetzes auf die Insolvenzstatistik hat. 

8.3 Richtlinien der Verbreitung 
Veröffentlichungskalender 
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- 

Zugriff auf den Veröffentlichungskalender 

- 

Zugangsmöglichkeiten der Nutzer/-innen 

Die Ergebnisse der Statistik über beendete Insolvenzverfahren und Restschuldbefreiung werden allen Nutzern zum 
gleichen Zeitpunkt bekannt gemacht. 

9 Sonstige fachstatistische Hinweise 
- 



   

















   









Datensatzbeschreibung 
       

 
DSBINSMLEF-2013 
 

.BASE-Bereich: Insolvenzstatistik   

.BASE-Projekt: -  

.BASE-Programm: - 
 
Verantwortlich:  StBA Stand:  05/2015 
Ansprechpartner: Hagemann Datum:  22.09.2015 
    

 

Insolvenzstatistik 
 
Statistikidentifikator: - 
EVAS-Nummer: - 
Berichtszeit: ab07/14 
 
 
Satzformat:  fest 
Satzlänge:  430 
 
 
Datensatz-Nr. / -Name: - 
- laut Ersteller: - 
 
 
Materialbezeichnung(en): Sortierung (Ordnungsfelder): Archivierungsdauer  

(in Jahren): 
 

INSMALEF -  
 
 
 
Beschreibung:  
- 
 
 
Kommentar:   
Ausgabe aus der PL im CSV-Format 

 



Datensatzbeschreibung  
   
.BASE-DSB-Name:  ASP-Name: ASPINSMALEF 
    DSBINSMLEF-2013 Präfix: - 
Datensatz-Nr./-Name:   
    -   
   

CSV-
Nr. Feldbezeichnung 

Satzstellen 
Feldformat 

intern*) 
 

Inhalt / Bemerkungen 
   von    -    bis Anzahl 

 

Stand: 05/2015  Datum: 22.09.2015  Seite 2 von 16 
 

         
 1 EF1 1 - 10 10 NOV10K00 nummer  
       fortlaufende Nummer  
          
         

 2 EF2 11 - 12 2 ALN land  
       Landnummer 01 - 16  
         
         

 3 EF3 13 - 19 7 ALN ins_gericht  
       Nummer des Insolvenzgerichts  
          
         

 4 EF4 20 - 40 21 ALN aktenz  
       Aktenzeichen  
       (eindeutig je land und ins_gericht  
       1 - 4   Abteilung/Nr. der Geschäftsstelle  
       5 - 6   Insolvenzart  
                IN oder IE = Regel, Nachlass und Gesamtgut  
                IK         = Verbraucher  
       7 - 11   Nummer  
         12     Trennzeichen   
       13 - 14  Jahr  
       15 - 21  Aktenzeichenzusatz  
          
         

 5 EF5 41   1 ALN inso_art  
       Insolvenzart (wird vom Programm gesetzt)  
       N oder E = Regel,Nachlass und Gesamtgut  
       K        = Verbraucher  
          
         

 6 EF6 42 - 45 4 NOV04K00 bericht_jahr  
       Berichtsjahr JJJJ  
          
         

 7 EF7 46 - 47 2 NOV02K00 bericht_mon  
       Berichtsmonat MM  
          
         

 8 EF8 48 - 57 10 ALN beschl_dat  
       Beschlussdatum/Datum des Eröffnungsbeschlusses  
        (TT.MM.JJJJ)  
          
         

 9 EF9 58 - 67 10 ALN bearb_dat  
       Bearbeitungsdatum (TT.MM.JJJJ)  
       (Erfassungsdatum bzw. Datum der  
       letzten Korrektur,  
       wird vom PL-Programm vergeben)  
         
         

 10 EF10 68 - 77 10 ALN schlussber_dat  
       Datum der Einreichung des Schlussberichts (TT.MM.JJJJ)  
          

 11 EF11 78 - 87 10 ALN aufheb_dat  
       Datum der Beendigung des Verfahrens (TT.MM.JJJJ)  
         

 12 EF12 88 - 89 2 ALN rechtsform  
       Rechtliche Stellung des Schuldners  
           01 = Sonst. unternehmerisch tätige Personen  
           02 = Einzelunternehmen,  
                freie Berufe,Kleingewerbe  
           03 = OHG  
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           04 = KG ohne GmbH & Co KG  
           05 = GmbH & Co KG (einschl. UG(haftungsbeschränkt)  
                & Co.KG)  
           06 = Gesellschaft bürgerlichen Rechts  
           07 = Sonstige Personengesellschaft  
           08 = AG/KGaA  
           09 = GmbH (ohne Unternehmergesellschaft  
                (haftungsbeschränkt))   
           10 = Ltd.  
           11 = Sonstige Rechtsform  
           12 = Nachlass  
           13 = Ehemals selbstständig Tätige  
                (Insolvenzart N oder E)  
           16 = Genossenschaften  
           17 = Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)  
          
         

 13 EF13 90 - 95 6 ALN WZ  
       Wirtschaftszweig nach WZ 2008  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K;  
       auf Stelle 1 Wirtschaftsabschnitt  
          
         

 14 EF14 96 - 99 4 ALN g_jahr  
       Gründungsjahr  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
          
         

 15 EF15 100 - 105 6 NOV06K00 arbeiter  
       Anzahl der Arbeitnehmer  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
          
         

 16 EF16 106   1 ALN eroeff  
       Eröffnung  
       1 = Eröffnetes Verfahren  
       2 = M.M. abgew. Verfahren  
       3 = Schuldenbereinigung (nur bei Insolvenzart K)  
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 17 EF17 107   1 ALN grund  
       Eröffnungsgrund  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
       0 = Unbekannt/nicht zutreffend  
       1 = Zahlungsunfähigkeit  
       2 = Drohende Zahlungsunfähigkeit  
       3 = Überschuldung  
       4 = Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung  
       5 = Drohende Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung  
         
         

 18 EF18 108   1 ALN internat_bezug  
       Internationaler Bezug  
       0 = Unbekannt   
       1 = Kein internationaler Bezug  
       2 = Bezug zu Verfahren innerhalb der EU  
                als Hauptinsolvenzverfahren  
       3 = Bezug zu Verfahren innerhalb der EU  
                als Sekundär- oder Partikularverfahren  
       4 = Bezug zu Verfahren außerhalb der EU  
                als Hauptinsolvenzverfahren  
       5 = Bezug zu Verfahren außerhalb der EU  
                als Sekundär- oder Partikularverfahren  
         

 19 EF19 109   1 ALN abwicklung  
       Abwicklung  
       0 = Keine Abwicklung (Abweisung M.M.)  
       1 = In Abwicklung (eröffnet)  
       2 = Rechtsmittelentscheid  
       3 = Wegfall Eröffnungsgrund  
       4 = Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger  
       5 = Einstellung M.M.  
       6 = Einstellung wegen Massenunzulänglichkeit  
       7 = Einstellung Insolvenz-/Schuldenplan  
       8 = Schlussverteilung  
       9 = Schuldner verstorben  
         

 20 EF19N 110   1 ALN abwicklung_neu  
       Abwicklung geändert  
       1 = ja  
       leer = nein  
         

 21 EF20 111 - 123 13 NOV13K00 forderung  
       Forderungen ggf. geschätzt; in EURO  
         
          
       Finanzielles Ergebnis (für die Abwicklungsart 5 - 8)  
          
         

 22 EF23 124 - 136 13 NOV13K00 absond_rechte_befr  
       Summe der befriedigten Absonderungsrechte  
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 23 EF24 137 - 149 13 NOV13K00 quot_forder  
       Summe der quotenberechtigten Insolvenzforderungen  
       darunter:   
         

 24 EF25 150 - 162 13 NOV13K00 quot_forder_ba  
       Summe der Forderungen der Bundesagentur für Arbeit  
         
         

 25 EF26 163 - 175 13 NOV13K00 quot_forder_finanz  
       Summe Forderungen des Finanzamtes  
         
         

 26 EF27 176 - 188 13 NOV13K00 quot_forder_sozial  
       Summe Forderungen der Sozialversicherungsträger  
         
          
         

 27 EF28 189 - 201 13 NOV13K00 verteilung  
       Zur Verteilung an Insolvenzgläubiger verfügbarer Betrag  
         
       darunter:   
         

 28 EF29 202 - 214 13 NOV13K00 betrag_verteil_ba  
       Betrag an Bundesagentur für Arbeit  
         
         

 29 EF30 215 - 227 13 NOV13K00 betrag_verteil_finanz  
       Betrag an Finanzamt  
         
         

 30 EF31 228 - 240 13 NOV13K00 betrag_verteil_sozial  
       Betrag an Sozialversicherungsträger  
         
         
       Abschlagszahlungen  
         
         

 31 EF32 241 - 242 2 NOV02K00 anzahl_abschlag  
       Anzahl der Abschlagzahlungen  
         

 32 EF33 243 - 255 13 NOV13K00 abschlag_gesamt  
       Höhe der gesamten Abschlagszahlungen  
         

 33 EF34 256   1 ALN vfin_insogeld  
       Vorfinanzierung von Insolvenzgeld  
            1 = ja  
            2 = nein  
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 34 EF35 257   1 ALN betr_fortf  
       Betriebsfortführung  
            1 = ja  
            2 = nein  
         

 35 EF36 258 - 260 3 NOV03K00 wo_betr_fortf1  
       Anzahl der Wochen der Betriebsfortführung  
       im Insolvenzantragsverfahren  
         
         

 36 EF37 261 - 266 6 NOV06K00 arb_betr_fortf1  
       Durchschnittliche Arbeitnehmerzahl   
       bei Betriebsfortführung im Insolvenzantragsverfahren  
         

 37 EF38 267 - 269 3 NOV03K00 wo_betr_fortf2  
       Anzahl der Wochen der Betriebsfortführung  
       nach Insolvenzeröffnung  
         
         

 38 EF39 270 - 275 6 NOV06K00 arb_betr_fortf2  
       Durchschnittliche Arbeitnehmerzahl   
       bei Betriebsfortführung nach Insolvenzeröffnung  
          
         

 39 EF40 276   1 ALN san_erfolg  
       Sanierungserfolg  
            1 = Sanierung nicht möglich oder  
                 nicht erfolgreich  
            2 = Sanierung und Erhaltung des  
                 bisherigen Unternehmensträgers  
            3 = Sanierung und Erhaltung des Betriebes  
                 oder von Betriebsteilen   
                 (übertragende Sanierung)  
            4 = keine Angabe möglich  
         
         

 40 EF41 277 - 282 6 NOV06K00 gesich_plaetze  
       Anzahl der gesicherten Arbeitsplätze   
       nach Sanierung   
         
         

 41 EF42 283 - 290 8 ALN ags  
       Gemeindeschlüssel des Schuldners  
         

 42 EF43 291 - 297 7 ALN rger  
       Nummer des Registergerichts  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
          
         

 43 EF44 298   1 ALN rger_art  
       Art des Registers (A,B,G,P,V)  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
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 44 EF45 299 - 308 10 ALN rgnr  
       Registergerichtsnummer (Nummer der Eintragung)  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
          
         

 45 EF46 309   1 ALN handwerk  
       Handwerkseigenschaft  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
       1 = Zulassungspflichtiges Handwerk  
       2 = Zulassungsfreies Handwerk  
       3 = Handwerksähnliches Gewerbe  
       5 = Bis 2005 zum Handwerk gehörend  
          
         

 46 EF47 310 - 312 3 ALN handw_num  
       Handwerks-Gewerbenummer (01-94)  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
          
         

 47 EF48 313 - 316 4 ALN ihk_bez  
       Nummer des IHK-Bezirks  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
          
         

 48 EF49 317   1 ALN eigenantr  
       Eigenantrag  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
       1 = Ja  
       2 = Nein  
         

 49 EF49N 318   1 ALN art_schuldner  
       Art des Schuldners aus VA-Bögen  
            1 = Ehemals selbständig Tätige(r)  
            2 = Verbraucher  
         

 50 EF50 319   1 ALN eigenverw  
       Eigenverwaltung A-Bogen  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
       1 = Eigenverwaltung unter Aufsicht eines Sachwalters   
           angeordnet  
       2 = Ablehnung des Antrags auf Eigenverwaltung   
           durch das Gericht  
       3 = Es wurde kein Antrag auf Eigenverwaltung gestellt   
          
         

 51 EF51 320   1 ALN eigenverwb  
       Eigenverwaltung B-Bogen  
       Feld ist leer bei Insolvenzart K  
       0 = Unbekannt/Nicht zutreffend  
       1 = Nachträglich angeordnet  
       2 = aufgehoben  
       3 = mit Eröffnung angeordnet  
       4 = keine Eigenverwaltung  
         

 52 EF52 321   1 ALN restschuld  
       Restschuldbefreiung B-Bogen angekündigt  
       0 = Unbekannt/Nicht zutreffend  
       1 = Ja  
       2 = Nein  
          
         

 53 EF53 322   1 ALN restschuldx  
       Restschuldbefreiung X-Bogen  
       0 = Unbekannt/Nicht zutreffend  
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       1 = Restschuldbefreiung wurde erteilt  
       2 = Restschuldbefreiung wurde versagt  
       3 = Rücknahme des Antrags  
       4 = Schuldner verstorben  
       5 = Restschuldbefreiung wurde nach Erteilung  
            widerrufen                 
         
         
       Gründe der Versagung nach   

 54 EF54N1 323   1 ALN grue_versag290nr1  
       1 = Insolvenzstraftat  
         

 55 EF54N2 324   1 ALN grue_versag290nr2  
       1 = Falsche Angaben  
         

 56 EF54N3 325   1 ALN grue_versag290nr3  
       1 = Frühere Restschuldbefreiung  
         

 57 EF54N4 326   1 ALN grue_versag290nr4  
       1 = Beeinträchtigung der Gläubigerbefriedigung  
         

 58 EF54N5 327   1 ALN grue_versag290nr5  
       1 = Verletzung der Mitwirkungspflicht  
         

 59 EF54N6 328   1 ALN grue_versag290nr6  
       1= Falsche Verzeichnisse   

 60 EF54N7 329   1 ALN grue_versag290nr7  
       1= Verletzung der Erwerbsobliegenheiten  
         

 61 EF55 330   1 ALN grue_versag296  
       Gründe der Versagung nach §296 Abs. 1 InsO  
        1 = Verstoß gegen die Obliegenheiten  
         

 62 EF56 331   1 ALN grue_versag297  
       Gründe der Versagung nach §297 InsO  
        1 = Insolvenzstraftat  
         

 63 EF56N1 332   1 ALN grue_versag298  
       Gründe der Versagung nach §298 InsO  
        1 = keine Deckung der Mindestvergütung des Treuhänders  
         

 64 EF56N2 333   1 ALN grue_versag314  
       Gründe der Versagung nach §314 InsO  
        1 = keine Zahlung bei vereinfachter Verteilung  
         

 65 EF56N3 334   1 ALN grue_versag297a  
       Gründe der Versagung nach §297a InsO  
        1 = Nachträgliche Versagung der Restschuldbefreiung  
         

 66 EF57 335   1 ALN art_beendigung  
       Art der Beendigung oder Fortsetzung  
       des Verfahrens (VA-Meldung)  
        1 = Annahme des Schuldenbereinigungsplanes  
        2 = Eröffnung eines Verbraucherinsolvenzverfahrens  
        3 = Abweisung mangels Masse  
         

 67 EF58 336 - 348 13 NOV13K00 sum_leistungen  
       Summe der zu erbringenden Leistungen  
         

 68 EF59 349   1 ALN Fehlerbyte  
       Fehlerbyte leer, M, K, R=fehlerfrei  
         
         

 69 EFLAND 350 - 351 2 ALN Sitz der Schuldnerfirma/ Wohnsitz des Schuldners  
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        01 - Schleswig-Holstein  
        02 - Hamburg  
        03 - Niedersachsen  
        04 - Bremen  
        05 - Nordrhein-Westfalen  
        06 - Hesseb  
        07 - Rheinland-Pfalz  
        08 - Baden-Württemberg  
        09 - Bayern  
        10 - Saarland   
        11 - Berlin  
        12 - Brandenburg  
        13 - Mecklenburg-Vorpommern  
        14 - Sachsen  
        15 - Sachsen-Anhalt  
        16 - Thüringen  
        98 - nicht zuzuordnen  
        99 - außerhalb Deutschlands   

 70 EFSPAET 352   1 ALN lief_spaet  
       Verspätete Lieferung  
        1 = ja  
        leer = nein  

 71 EFSPAETX1 353   1 ALN lief_spaet_x1  
       Verspätete X1-Lieferung  
        1 = ja  
        leer = nein  
         

 72 EFSPAETX2 354   1 ALN lief_spaet_x2  
       Verspätete X2-Lieferung  
        1 = ja  
        leer = nein  
         

 73 EFSPAETB 355   1 ALN lief_spaet_b  
       Verspätete B-Lieferung  
        1 = ja  
        leer = nein  
         

 74 EFJAHRB 356 - 359 4 NOV04K00 jahr_b  
       Berichtsjahr der B-Meldung  
         

 75 EFJAHRX1 360 - 363 4 NOV04K00 jahr_x1  
       Berichtsjahr der X1-Meldung  
         

 76 EFJAHRX2 364 - 367 4 NOV04K00 jahr_x2  
       Berichtsjahr der X2-Meldung  
         

 77 BESCHLX1 368 - 377 10 ALN beend_dat_restschuld  
       Datum der Beendigung der Restschuldbefreiung  
        (TT.MM.JJJJ)  
         

 78 BESCHLX2 378 - 387 10 ALN beschl_dat_widerruf  
       Beschlussdatum über Widerruf der erteilten   
       Restschuldbefreiung  
        (TT.MM.JJJJ)  

 79 RSBZUL 388   1 ALN antrag_rsb_zulaessig   
       Zulässigkeit des Restschuldbefreiungsantrages  
          1 = ja  
          2 = nein  
          @ = leer  
         

 80 UMSNR 389 - 399 11 ALN ums_steuer_nr  
       Umsatzsteuernummer  
         
         

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

*)  Bedeutung der Feldformate: siehe Seite 16   



Datensatzbeschreibung  
   
.BASE-DSB-Name:  ASP-Name: ASPINSMALEF 
    DSBINSMLEF-2013 Präfix: - 
Datensatz-Nr./-Name:   
    -   
   

CSV-
Nr. Feldbezeichnung 

Satzstellen 
Feldformat 

intern*) 
 

Inhalt / Bemerkungen 
   von    -    bis Anzahl 

 

Stand: 05/2015  Datum: 22.09.2015  Seite 10 von 16 
 

 MELDART 400 - 411 12 STR eingang_meldart  
       Für den Fall eingegangene "Art der Meldungen"  

 81 MELDARTU1 400 - 401 2 ALN RA oder leer  
 82 MELDARTU2 402 - 403 2 ALN RB oder leer  
 83 MELDARTU3 404 - 405 2 ALN VA oder leer  
 84 MELDARTU4 406 - 407 2 ALN VB oder leer  
 85 MELDARTU5 408 - 409 2 ALN X1 oder leer  
 86 MELDARTU6 410 - 411 2 ALN X2 oder leer  

         
 87 BEENDOHNE 412   1 ALN beend_ohne_meldung  

       Beendigung ohne B- oder X-Meldung  
       1 = ja  
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       Typisierung   
       -----------  
          
         

 88 EF60 413   1 ALN kl_alter  
       Altersklasse:  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 4 Jahre  
       2 = 4 bis unter 8 Jahre  
       3 = 8 Jahre und älter  
          
         

 89 EF61 414   1 ALN kl_forderung  
       Forderungsklasse: aus RA- und VA-Bögen   
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 90 EF62 415   1 ALN kl_forder_VB  
       Forderungsklasse aus festgestellten VB-Forderungen   
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
          
         

 91 EF63 416   1 ALN kl_forderungquot  
       Quotierte Forderung  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
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       darunter:  

 92 EF64 417   1 ALN kl_forderungquot_BA  
       Quotierte Forderung der Bundesagentur für Arbeit  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 93 EF65 418   1 ALN kl_forderungquot_fin  
       Quotierte Forderung des Finanzamtes  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 94 EF66 419   1 ALN kl_forderungquot_soz  
       Quotierte Forderung der Sozialversicherungsträger  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 95 EF67 420   1 ALN kl_befriedrecht  
       Befriedigte Absonderungsrechte  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
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 96 EF68 421   1 ALN kl_absondrecht  
       Summe Absonderungsrechte  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 97 EF69 422   1 ALN kl_arbeiterfortf_antrag  
       Arbeitnehmerklasse bei Fortführung  
       im Insolvenzantragsverfahren:  
       0 = keine Arbeitnehmer  
       1 = 1 Arbeitnehmer  
       2 = 2 - 5 Arbeitnehmer  
       3 = 6 - 10 Arbeitnehmer  
       4 = 11 - 100 Arbeitnehmer  
       5 = 101 - 500 Arbeitnehmer  
       6 = 501 - 1000 Arbeitnehmer  
       7 = 1001 und mehr Arbeitnehmer  
       leer = unbekannt  
         

 98 EF70 423   1 ALN kl_arbeiterfortf_eroeff  
       Arbeitnehmerklasse bei Fortführung  
       nach Insolvenzeröffnung:  
       0 = keine Arbeitnehmer  
       1 = 1 Arbeitnehmer  
       2 = 2 - 5 Arbeitnehmer  
       3 = 6 - 10 Arbeitnehmer  
       4 = 11 - 100 Arbeitnehmer  
       5 = 101 - 500 Arbeitnehmer  
       6 = 501 - 1000 Arbeitnehmer  
       7 = 1001 und mehr Arbeitnehmer  
       leer = unbekannt  
         

 99 EF71 424   1 ALN kl_verteil_betr  
       Zur Verteilung verfügbarer Betrag  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
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       darunter:  

 100 EF72 425   1 ALN kl_verteil_betr_BA  
       Betrag an Bundesagentur für Arbeit  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 101 EF73 426   1 ALN kl_verteil_betr_fin  
       Betrag an Finanzamt  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 102 EF74 427   1 ALN kl_verteil_betr_soz  
       Betrag an Sozialversicherungsträger  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
         

 103 EF75 428   1 ALN kl_abschlag_gesamt  
       Höhe der gesamten Abschlagszahlungen  
       0 = unbekannt  
       1 = unter 5.000  
       2 = 5.000 bis unter 50.000  
       3 = 50.000 bis unter 250.000  
       4 = 250.000 bis unter 500.000  
       5 = 500.000 bis unter 1 Mill.  
       6 = 1 Mill. bis unter 5 Mill.  
       7 = 5 Mill. bis unter 25 Mill.  
       8 = 25 Mill. und mehr  
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 104 EF76 429   1 ALN kl_arbeiter  
       Arbeitnehmerklasse bei Insolvenzantrag:  
       0 = keine Arbeitnehmer  
       1 = 1 Arbeitnehmer  
       2 = 2 - 5 Arbeitnehmer  
       3 = 6 - 10 Arbeitnehmer  
       4 = 11 - 100 Arbeitnehmer  
       5 = 101 - 500 Arbeitnehmer  
       6 = 501 - 1000 Arbeitnehmer  
       7 = 1001 und mehr Arbeitnehmer  
       leer = unbekannt  
         

 105 EF77 430   1 ALN kl_arbeiter_sicher  
       Klasse der gesicherten Arbeitsplätze:  
       0 = keine Arbeitnehmer  
       1 = 1 Arbeitnehmer  
       2 = 2 - 5 Arbeitnehmer  
       3 = 6 - 10 Arbeitnehmer  
       4 = 11 - 100 Arbeitnehmer  
       5 = 101 - 500 Arbeitnehmer  
       6 = 501 - 1000 Arbeitnehmer  
       7 = 1001 und mehr Arbeitnehmer  
       leer = unbekannt  
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Bedeutung der Feldformate 
 
 
STR = strukturiertes Feld 
WFG = wiederholte Feldgruppe (feste Anzahl) 
VWFG = wiederholte Feldgruppe (variable Anzahl) 
 
EBCDIC-Feldtypen 
 
ALN = beliebiger alphanumerischer Inhalt 
NOV = numerischer Wert in Zeichendarstellung ohne Vorzeichen 
NMV = numerischer Wert in Zeichendarstellung mit Vorzeichen 
GEP = numerischer Wert in gepackter Darstellung 
GLD = numerischer Wert in Gleitpunktformat mit doppelter Genauigkeit 
 
ASCII-Feldtypen 
 
ASC = beliebiger alphanumerischer Inhalt 
NAS = numerischer Wert, evtl. mit Vorzeichen, Dezimaltrennzeichen, auch Exponentialdarstellung möglich 
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